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1. Vorbemerkung 
Der jährliche Europabericht gibt eine europapolitische Übersicht insbesondere über 
jene Entwicklungen, die für das Land Schleswig-Holstein von besonderem Interesse 
sind. Er ergänzt dabei die Berichte der Ressorts, die jeweils die spezifischen fachli-
chen europapolitischen Aspekte darstellen, sowie die laufende Berichterstattung an
den Landtag und seiner Ausschüsse. Die Landesregierung wird darüber hinaus im 
Juni 2008 die bilaterale und multilaterale interregionale Zusammenarbeit des Lande
sowie die grenzüberschreitende Zusammenarbeit in ihrem Ostseebericht gesondert 
darstellen. 
 

 

s 

erpunkte der Europapolitik 20082. Lage und Ausblick: Schw 1 
ie anhaltende Tendenz, die EU als Nutzengemeinschaft zugunsten der Verfolgung 

a-
 

ng 
ei-

rheitsstrategie dürfte auch das 
erhältnis zwischen EU und NATO zum Gegenstand haben. In welchem Verhältnis 

eschlagene Mittelmeerunion 

-

n Renationalisierungstendenzen sind insgesamt nicht 

D
der eigenen Interessen einzusetzen, wird trotz der Unterzeichnung des Reformvertr
ges („Vertrag von Lissabon“) und der Aussicht auf seine Ratifizierung ein einheitliches
Vorgehen der EU im Sinne einer Integrationsgemeinschaft weiterhin erschweren.  
 
Dies gilt nicht nur für das Vorgehen im Außenverhältnis. Die Frage der Anerkennu
des Kosovo hat zu weiteren Dissonanzen innerhalb der EU geführt. Die zur Entsch
dung anstehende Revision der Europäischen Siche
V
die vom französischen Staatspräsidenten Sarkozy vorg
zu den bisherigen Instrumenten und Prozessen der Gemeinschaft steht, wird Ge-
genstand von Diskussionen während der französischen Ratspräsidentschaft im 2. 
Halbjahr 2008 sein. Bei der Ausgestaltung des Verhältnisses zu Russland gibt es 
auch vor dem Hintergrund unterschiedlicher Erfahrungen und Orientierungen keine 
einvernehmliche Haltung. Die Entscheidung über die Anbindung des zu schaffenden 
europäischen Auswärtigen Dienstes - entweder an die Kommission oder an den Rat - 
kann sich zu einem Machtkampf zwischen den Gemeinschaftsinstitutionen entwi-
ckeln. 
Es gilt gleichermaßen für das Innenverhältnis. Dabei spielt die Durchsetzung öko-
nomischer Interessen innerhalb der Gemeinschaft zumindest eine ebenso bedeuten
de Rolle wie die Aktionsfähigkeit der Gemeinschaft als Ganzer im internationalen 
Rahmen. Dies gilt z.B. von der Ausformung der Klima- und Energiepolitik über die 
Ausgestaltung der handelspolitischen Schutzinstrumente bis hin zur Migrationspolitik 
oder den Bereich der Steuern. Die sich aus den unterschiedlichen wirtschaftlichen 
Interessen der MS ergebende
schwächer geworden. 

                                            
1 Redaktionsschluss war der 29.02.2008 
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t im Dezember 2007 eingesetzten unab-
gruppe „Horizont 2020 - 2030“ wird unterschiedlich interpretiert. 

 

e 

net sich die 
endenz ab, die Leitlinien nicht oder nur partiell zu überarbeiten und der Umset-

wurde, 

er Ratsbeschluss zu den länderspezifischen Empfehlungen für Deutschland 

 

Überdies ist auch die Diskussion über die Weiterentwicklung der EU nicht beendet. 
Das Mandat der auf dem Europäischen Ra
hängigen Reflexions
Sie soll nach dem Wortlaut des ER-Beschlusses dazu beitragen, dass die Union die 
Herausforderungen auf lange Sicht (Horizont 2020 - 2030) effizienter vorhersehen 
und bewältigen kann. Institutionelle Fragen, der nächste Finanzrahmen und die Über-
prüfung derzeitiger Politiken sind jedoch ausdrücklich ausgeschlossen. Im Vorder-
grund stehen das Europäische Sozialmodell, die verbesserte Wettbewerbsfähigkeit 
der EU, die nachhaltige Entwicklung sowie die weltweite Stabilität und Sicherheit. 
Gleichwohl wird es von Frankreich weiterhin auch mit der Erweiterungsproblematik 
verknüpft (Grenzen der EU). 
 
2009 steht nicht nur die Europawahl, sondern auch die Wahl einer neuen EU-Kom-
mission an. Gleichzeitig dürfte der Reformvertrag in Kraft treten, wobei auch die insti-
tutionelle Neuorganisation in Zusammenhang mit ER-Präsident, EU-Kommissionsprä-
sident und Hohem Vertreter der Union für die Außen- und Sicherheitspolitik auf der 
Agenda steht. Angesichts der bevorstehenden Herausforderungen sollte das Jahr 
2008 zu einer Konsolidierung im Sinne einer erneuerten Stärkung der Integration 
durch ein einheitliches Vorgehen genutzt werden. 
 
Zentrale Themen dürften in 2008 insbesondere sein: 
• Nachdem der erste Zyklus der überarbeiteten Lissabon-Strategie 2007 zu Ende 

gegangen ist, befasst sich der Europäische Rat auf seiner Frühjahrstagung im 
März 2008 mit der Ausrichtung des 2008 beginnenden neuen Dreijahreszyklus. 
Hierzu gehören sowohl die Wirtschafts- und Beschäftigungspolitischen Leitlinien
als auch die länderspezifischen Empfehlungen. Grundlage sind neben den Berich-
ten der Mitgliedstaaten über die Durchführung ihrer nationalen Reformprogramm
der Strategiebericht der EU-Kommission (Dezember 2007) sowie die Empfehlun-
gen der Ministerräte zur Frage des weiteren Vorgehens. Derzeit zeich
T
zung Priorität einzuräumen. Auch unter Beachtung der Beschlüsse des Europäi-
schen Rates vom Frühjahr 2007, in dem eine stärkere Berücksichtigung der ge-
meinsamen sozialen Ziele im Rahmen der Lissabon-Strategie angemahnt 
hat das Europäische Parlament allerdings die EU-Kommission aufgefordert, dem 
sozialen Europa bei der Überarbeitung der Leitlinien in entsprechender Weise 
Rechnung zu tragen.  
D
dürfte als prioritäre Aufgaben die Verbesserung des Wettbewerbsrahmens bei 
Dienstleistungen und den Abbau der strukturellen Arbeitslosigkeit, insbesondere
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e-

it einem am 6. Juni 2007 veröffentlichten Grünbuch hat die Europäische Kom-

n 

 

durch den Zugang von Geringqualifizierten zu Qualifizierungsmaßnahmen, vorse-
hen. 

• In Weiterentwicklung des 2005 verabschiedeten Gesamtansatzes zur Migration 
hatte sich der Europäische Rat bereits im Dezember 2006 auf weitere Schritte v
ständigt. Dabei hat er Entwicklungen zur Stärkung der internationalen Zusamme
arbeit und des Dialogs mit den Herkunfts- und Transitländern, zur Zusammenarbei
zwischen den Mitgliedstaaten bei der Bekämpfung der illegalen Zuwanderung, zu
Schutz der Außengrenzen der Union, zur legalen Migration, zur Förderung der In
tegration, zur Verwirklichung des gemeinsamen Asylsystems und zur Bereitstellu
angemessener Ressourcen vorgezeichnet. Zwischenzeitlich hat die EU-Kommis-
sion eine Reihe von Vorlagen erarbeitet. Zum Migrationsaspekt u.a. die Mitteilung 
zur zirkulären Migration und zu Mobilitätspartnerschaften mit Drittstaaten, die Mitt
lung zur Anwendung des Gesamtansatzes Migration auf die östlichen und südös
chen Nachbarregionen, den Richtlinienvorschlag zu Sanktionen gegen Personen,
die Drittstaatsangehörige ohne legalen Aufenthalt beschäftigen, sowie den Richtli-
nienvorschlag zum Zulassungsverfahren für Hochqualifizierte („EU-Blue-Card“). 
Weitere sektorielle Richtlinienvorschläge für Saisonarbeitskräfte, bezahlte Aus
bildende oder von innerhalb multinationaler Unternehmen versetzter Mitarbeiter 
sind bis Anfang 2009 zu erwarten. Hauptlinien sind einerseits die Bekämpfung ille-
galer Migration, andererseits die Steuerung der legalen Migration. EU-intern wird
darüber hinaus die Frage der Solidarität der Mitgliedstaaten untereinander zu be-
achten sein. Nach dem Lissabonner Vertrag ist künftig für den Bereich der legalen 
Zuwanderung im regulären Legislativverfahren die qualifizierte Mehrheit vorgese-
hen. Im Rahmen der anstehenden Erörterungen werden - auch im Hinblick auf 
mögliche Langfristentwicklungen - einerseits die Konsequenzen für den nationalen
Arbeitsmarkt mit den möglichen Rückwirkungen auf das Ausbildungs- und Ein-
kommensniveau, andererseits die Rückwirkungen bei den Entsendeländern insb
sondere unter dem Aspekt des „brain drain“ zu berücksichtigen sein. 
 
M
mission eine Reihe von Maßnahmen zur Entwicklung eines Gemeinsamen Euro-
päischen Asylsystems europaweit zur Diskussion gestellt. Das Schleswig-
Holsteinische Innenministerium hat die Möglichkeit zur Abgabe einer ausführliche
und (von anderen Bundesländern) unabhängigen Stellungnahme zum Grünbuch 
direkt an die Europäische Kommission genutzt. 
 
2008 wird die zweite Phase der Verwirklichung eines gemeinsamen europäischen
Asylsystems durch Vorschläge zur Änderung verschiedener Verordnungen und 
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E-

 Maßnahmen zur Reduzierung des CO2-Ausstoßes von 
KW - bis hin zum Verordnungsentwurf vom Dezember 2007 - liegen vor. Im Ja-

-
g 

 

 
f 

i-

 

Richtlinien beginnen. Vorrangige Ziele werden dabei ein gemeinsames, humanitär 
geprägtes Handeln sowie ein Lastenausgleich sein. 

 
• Die Beschlüsse des Europäischen Rates vom März 2007 umfassen ein breit ange-

legtes Maßnahmenprogramm zu einer integrierten europäischen Klima- und 
Energiepolitik. Hierzu rechnet die unabhängige Selbstverpflichtung jeweils bis 
2020 die Treibhausgasemissionen um mindestens 20% zu reduzieren, den Anteil 
der erneuerbaren Energien am Gesamtverbrauch auf 20% zu erhöhen und den 
Gesamtenergieverbrauch um 20% zu reduzieren ebenso wie die im gleichzeitig 
beschlossenen Europäischen Aktionsplan vorgesehenen Aktivitäten zur Vollen-
dung des Energiebinnenmarktes, zur Versorgungssicherheit, zur internationalen 
Energiepolitik und zu Energietechnologien. Erste Vorschläge der Kommission wie
z.B. das Dritte EU-Binnenmarktpaket für Strom und Gas, der Strategieplan für 
nergietechnologie oder
P
nuar 2008 wurden weitere Vorschläge vorgelegt, die sich u.a. mit dem Emissions
handelssystem, den erneuerbaren Energien, aber auch mit der Lastenverteilun
der Klimaschutzziele unter den Mitgliedstaaten befassen werden. Da alle Vor-
schläge unmittelbare Rückwirkung auf ökonomische Interessen der Wirtschaftsak-
teure haben und sich darüber hinaus direkte Einwirkungen auf die Ausgestaltung
der nationalen Energiepolitiken - so z.B. bei den erneuerbaren Energien - erge-
ben, wird trotz der erfolgten prinzipiellen Festlegungen mit einer langwierigen und
schwierigen Auseinandersetzung zwischen den Mitgliedstaaten gerechnet. Hierau
werden aber auch die angestrebte Festlegung internationaler Verpflichtungen für 
ein Klimaschutzregime post 2020 im Rahmen der UN-Klimakonvention oder die 
Entwicklung auf den Energiemärkten direkten Einfluss haben. Unter Berücksichti-
gung der sich mittelfristig anbahnenden Verteilungskonflikte und der vom Intergo-
vernmental Panel on Climate Change (IPCC) eindeutig dargestellten möglichen 
Bedrohungen sollte die Orientierung an kurzfristigen ökonomischen Interessen e
ner langfristigen Betrachtungsweise weichen. 
 

• Seit der viel beachteten Konsultation zum Grünbuch über die handelspolitischen 
Schutzinstrumente der EU in einer sich wandelnden globalen Wirtschaft ist de-
ren Ausgestaltung in der Diskussion. Die mehrfach verschobene Reform der EU-
Handelsschutzinstrumente (neue Anwendungsregeln für Schutzzölle) wurde vom
für Handelspolitik zuständigen Kommissionsmitglied Mandelson aufgrund des Wi-
derstandes vieler Mitgliedstaaten (auch Deutschland), des Europäischen Parla-
ments, der Industrie, aber auch innerhalb der EU-Kommission vorerst auf Eis ge-
legt. Gleichwohl ist damit die Diskussion noch nicht beendet. Kern des Problems 
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Schutzinstrumente erschwe-
n, weil er sie in einer Zeit der Produktionsverlagerung in Billiglohnländer und der 

er 

er 

e 

 
 

 
-
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ernannt, die Kommissar Verheugen zugeord-

et ist und im Zeitraum von drei Jahren die EU-Kommission bei der Umsetzung 

e-
-

-

ig 

bleibt die Frage, wie der Umgang mit den bisher gegen Billigimporte aus Drittstaa-
ten angewandten Anti-Dumping-Zöllen weiter gehandhabt werden soll. Kommissar 
Mandelson will den Einsatz dieser handelspolitischen 
re
globalen Belieferung von Herstellern für nicht mehr zeitgemäß hält und zielt dah
auf weitgehende Marktöffnung. Hier stehen sich mithin die Sichtweisen der Unter-
nehmen, die in der EU produzieren, und derjenigen, die ihre Produktion ganz od
zum größten Teil in Drittländer verlagert haben, gegenüber. Die EU-Kommission 
hat sich in dieser Tendenz auch gegen nationale Gesetzesinitiativen zur Kontroll
von Staatsfonds ausgesprochen. Die endgültige Ausgestaltung der handelspoliti-
schen Schutzklauseln dürfte damit nicht nur für die Auslagerung von Produktionen
in Drittländern, sondern auch für kleinere Unternehmen, die solche Maßnahmen
nicht in Betracht ziehen oder dazu auch gar nicht in der Lage sind, erhebliche 
Auswirkungen zeigen. 
 

• Die „Bessere Rechtsetzung“ besteht aus den Teilbereichen Abbau der Verwal-
tungslasten, Gesetzesfolgeabschätzung und Rechtsvereinfachung. Im Januar
2008 hat die EU-Kommission ihre „Zweiten strategischen Überlegungen zur Ver
besserung der Rechtsetzung in der EU“ vorgelegt; ferner wird das Thema den Eu
ropäischen Rat im März 2008 beschäftigen. Hinsichtlich des Abbaus der Verwa
tungslasten wird die EU-Kommission die Messungen, die sie in dreizehn prioritä-
ren Bereichen seit Juli 2007 durchgeführt hat, in 2008 abschließen, um dann zu 
entscheiden, welche Berichtspflichten abgeschafft oder verringert werden sollen. 
Bereits 2007 hatte sie 10 Gesetze identifiziert, bei der aus ihrer Sicht die Verwal-
tungslasten sofort entfallen konnten. 10 Mitgliedstaaten haben sich inzwischen na
tionale Reduktionsziele bis 2012 zwischen 20 und 25% gesetzt. Im August 2007 
wurde unter der Leitung des ehemaligen bayerischen Ministerpräsidenten Stoiber
eine unabhängige Expertengruppe 
n
des Aktionsplans zum Bürokratieabbau unterstützen soll. Das seit 2003 eingeführ-
te System der Gesetzesfolgeabschätzung ist im Rahmen einer externen Evaluati-
on 2007 bewertet worden. Trotz grundsätzlich positiver Bewertung enthält der B
richt jedoch eine Reihe von Kritikpunkten. Insbesondere wird bemängelt, dass so
zial- und umweltpolitische Folgen nicht zureichend geprüft und alternative Rege
lungsoptionen nicht ausreichend berücksichtigt werden, so dass häufig nur der 
von der EU-Kommission befürwortete Weg gerechtfertigt wird. Die für 2007 vorge-
sehenen Initiativen zur Rechtsvereinfachung (Vereinfachung, Kodifizierung und 
Rücknahme von Rechtsetzungsinitiativen) hat die EU-Kommission fast vollständ
abgeschlossen. Im Legislativ- und Arbeitsprogramm der EU-Kommission für 2008 
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eseite 
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re-
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ur Debatte stehen, dürften die finanzielle Ausstattung der Ge-
meinsamen Agrarpolitik, die inhaltliche Orientierung der Strukturfonds und die 

ür die einzelnen Ausgabebereiche sowohl im Hinblick auf 
 

U-Politiken werden die Rolle der Gemeinsamen Außen- 
und Sicherheitspolitik, die Europäische Sicherheits- und Verteidigungspoli-

 

äsi-
ts-

 

ist eine Vielzahl von Vereinfachungsinitiativen vorgesehen. Abseits der Begleitung
der Frage der Weiterentwicklung der Gesetzesfolgeabschätzung ist die Verfolgun
der einzelnen Initiativen über den Bundesrat sinnvoll. 
 

• Bereits im Zusammenhang mit der Entscheidung über die Finanzielle Voraus-
schau für den Zeitraum 2007 bis 2013 beschloss der Europäische Rat im Dezem-
ber 2005 den Auftrag zu einer umfassenden, die Einnahme- und Ausgab
gleichermaßen einschließende Bewertung des Finanzrahmens. Er erteilte der E
Kommission den Auftrag: „… eine vollständige, weit reichende Überprüfung vor-
zunehmen, die sämtliche Aspekte der EU-Ausgaben, einschließlich der GAP, und 
der Eigenmittel, einschließlich der Ausgleichszahlungen an das Vereinigte König-
reich, abdeckt und darüber 2008/2009 einen Bericht zu erstatten …“ Mit der im 
September 2007 vorgelegten Mitteilung der EU-Kommission „Den EU-Haushalt 
formieren …“ ist dieser Prozess eingeleitet worden. Er soll nach einem Anfang 
2010 zu erwartenden EU-Kommissionsvorschlag letztlich in die für die Zeit nach 
2013 zu entscheidende Finanzielle Vorausschau münden. Neben der Einnahme
seite, auf der sowohl die Frage einer EU-Steuer wie auch die des sog. Briten-
Rabatts und möglicherweise dessen Überführung in einen allgemeinen Korrek-
turmechanismus z

Neuaufteilung der Mittel f
die Berücksichtigung neuer Herausforderungen als auch zur Finanzierung neuer
Aufgaben, wie z.B. die der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik, im Vor-
dergrund stehen. Unabhängig von der einzuschlagenden Verhandlungsstrategie, 
die überdies bei einem zu restriktiven und auf Bewahrung ausgerichteten Vorge-
hen angesichts der Mehrheitsverhältnisse kaum zum Erfolg führen dürfte, ist zu-
mindest davon auszugehen, dass sich der Umfang der Förderung für die bisheri-
gen Empfänger reduzieren dürfte. 
 

• In der Gesamtheit der E

tik sowie die Nachbarschaftspolitik neben der Diskussion über das weitere 
Vorgehen bei der Erweiterungspolitik in 2008 an Bedeutung zunehmen. Diese
Zunahme resultiert nicht nur aus der anstehenden Problematik um die Klärung 
des Status des Kosovo oder um die Ausgestaltung der vom französischen Pr
denten nicht zuletzt vor dem Hintergrund der bevorstehenden französischen Ra
präsidentschaft in die Diskussion gebrachten Idee einer Mittelmeerunion. Die Au-
ßenbeziehungen haben u.a. mit der Afrikapolitik, der Nachbarschaftspolitik, der 
Zentralasienstrategie, der Nahostpolitik, den ESVP-Missionen, aber auch mit dem
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d Verteidigungspolitik zu diskutieren sind.  

r-
 

er Mitglied-

-

ls auch auf die Gesamtentwicklung 

ie EU-Staats- und Regierungschefs haben am 13.12.2007 den Vertrag von Lissa-

Verträge, wobei der EG-Vertrag in 
ird. 

 
 
t-

g: 
n Parlamente ist der geplante verstärkte Subsidiaritäts-

ti-

en Entwurf beizubehalten, zu ändern oder zurückzuzie-
hen. Wenn der Entwurf beibehalten werden soll, so hat die EU-Kommission in ei-

Auftreten in internationalen Organisationen - nicht zuletzt in Zusammenhang m
Fragen der Energie- und Klimapolitik - bereits in den letzten Jahren eine erhebli-
che Bedeutungszunahme erfahren. Über die Fortsetzung bisheriger Politiken ste-
hen weitere Fragen zur Lösung an. U.a. die nach einer Neufassung der Europäi-
schen Sicherheitsstrategie, in deren Zusammenhang auch das Verhältnis zwi-
schen EU und NATO sowie der weitere Ausbau der Struktur und Kapazitäten der
Europäischen Sicherheits- un
Aber auch im Hinblick auf die neuen Elemente im Lissabonner Vertrag besteht 
Klärungsbedarf. U.a. z.B. die Frage, ob der Europäische Auswärtige Dienst bei 
der EU-Kommission oder beim Rat angesiedelt werden soll, oder die nach der A
beitsteilung zwischen dem Präsidenten des Europäischen Rates und dem Hohen
Vertreter der Union für Außen- und Sicherheitspolitik. Angesichts der zumindest 
teilweise sehr unterschiedlichen Orientierungen und Zuordnungen d
staaten, die nicht nur in einzelnen Aktionen, wie z.B. bei der ESVP-Mission im 
Tschad, ihren Ausdruck finden, sind institutionelle Fragen von weitreichender Be
deutung. Insgesamt werden sich zunehmend Rückwirkungen der unterschiedli-
chen Sichtweisen in diesem Bereich, je nach den letztlich erzielten Mehrheitsver-
hältnissen, sowohl in einzelnen Politikfeldern a
der EU ergeben. 

 
2.1 Vertrag von Lissabon: 
D
bon unterzeichnet. Er beinhaltet die wesentlichen Reformen des gescheiterten EU-
Verfassungsvertrages und ändert die bestehenden 
den „Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union - AEUV“ umbenannt w
Die Ratifizierung durch die Mitgliedstaaten soll bis zum Juni 2008 erfolgen, damit der
Vertrag am 1. Januar 2009 und damit rechtzeitig vor den Wahlen zum Europäischen
Parlament in Kraft treten kann. Ein Referendum über den Vertrag wird es voraussich
lich nur in Irland geben. In allen anderen Mitgliedstaaten werden die Parlamente die 
Vertragstexte ratifizieren. 
 
Aus Sicht der Landesregierung sind insbesondere folgende Regelungen von Bedeutun
• Wichtig für die nationale

mechanismus: Innerhalb von 8 statt bisher vorgesehenen 6 Wochen können na
onale Parlamente mit einfacher Mehrheit Einspruch gegen Entwürfe von EU-
Gesetzgebungstexten wegen des Verdachts auf Verletzung des Subsidiaritäts-
grundsatzes einlegen. Die EU-Kommission muss eine Überprüfung vornehmen. 
Sie kann beschließen, d
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 werden nicht nur 

ungen des Subsidiaritätsprinzips gestärkt. 
 Die Kompetenzabgrenzung zwischen der EU und den Mitgliedstaaten wird durch 

 Die Grundrechtecharta ist zwar nicht direkter Bestandteil des Vertrags, wird aber 
 

-
s jeweils drei Mitgliedstaaten 

wahrgenommen. 
ngert, die 

-

 Auswärti-

ner begründeten Stellungnahme zu rechtfertigen, warum der Entwurf mit dem 
Subsidiaritätsgrundsatz im Einklang steht. Diese begründete Stellungnahme wird
zusammen mit der Stellungnahme der nationalen Parlamente Rat und EP übermi
telt. Wenn Rat und EP mit einer Mehrheit von 55 % der Mitglieder des Rates (Ra
oder einer Mehrheit der abgegebenen Stimmen (EP) der Ansicht sind, dass der 
Vorschlag gegen das Subsidiaritätsprinzip verstößt, wird der Gesetzgebungsvor-
schlag nicht weiter verfolgt. 

• Verbesserte Kontroll- und Mitspracherechte erhalten die nationalen Parlamente au
durch das Klagerecht beim EuGH bei Verstößen gegen das Subsidiaritätsprinzip.

• Die Rechte der lokalen und regionalen Gebietskörperschaften
durch eine ausdrückliche Erwähnung im Rahmen des Schutzes der nationalen I-
dentitäten, sondern auch durch ein eigenes Klagerecht des Ausschusses der Re-
gionen (AdR) bei Verletz

•
die Einführung von Kompetenzkategorien deutlich verbessert. Der Vertrag sieht 
drei Kompetenzkategorien vor: ausschließliche, geteilte sowie Unterstützungs-, 
Koordinierungs- und Ergänzungskompetenzen der EU. Nicht übertragene Zustän-
digkeiten verbleiben bei den Mitgliedstaaten. 

•
durch einen Verweis im Vertrag rechtsverbindlich. Allerdings haben Polen und
Großbritannien ein „Opt-Out“ für sich in Anspruch genommen.  

 
Der Vertrag von Lissabon enthält darüber hinaus im institutionellen Bereich weitere 
Neuerungen, die von besonderer Bedeutung sind: 
• Der Europäische Rat, der künftig Organstatus besitzt, wird statt der bisherigen 

halb-jährlichen Rotation nun durch einen auf zweieinhalb Jahre gewählten Präsi-
denten geleitet. Er kann einmal wieder gewählt werden. Die Leitung der Fachmi-
nisterräte wird - mit Ausnahme des Rates für Auswärtige Angelegenheiten - wei
terhin von den Teampräsidentschaften bestehend au

• Die Mitgliederzahl der Kommission wird ab 2014 auf die Anzahl verri
zwei Dritteln der Zahl der Mitgliedstaaten entspricht. Es gilt das Prinzip der gleich-
berechtigten Rotation. 

• Im Amt des Hohen Vertreters der EU für Außen- und Sicherheitspolitik werden 
zwei bisherige Funktionen vereint. Zusätzlich nimmt der Hohe Vertreter den Vor
sitz im Rat „Auswärtige Angelegenheiten“ wahr. Er ist zugleich Vizepräsident der 
EU-Kommission und wird von einem neu einzurichtenden Europäischen
gen Dienst unterstützt. 
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r 

ten Mehrheit“) im Rat kommen ab dem 1. November 2014 dann zu-
-

ngszeit bis zum 31. März 2017 gilt zusätz-
lich der Mechanismus von Ionnanina.  

-

-

eben der Aufhebung der Pfeilerstruktur und der nunmehr einheitlichen Rechtsper-
men Außen- und Sicherheits-

 Bei der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik ist z.B. der Europäische 

i-

ender Verknüpfungen bei den Energienetzen(Art. 100 EGV sowie 

• Die qualifizierte Mehrheit wird zur allgemeinen Regel im Rat und tritt am 01. No-
vember 2014 in Kraft. Für den Zeitraum von 2009 bis 2014 gilt die derzeitige, im
Vertrag von Nizza festgelegte Regelung. Mehrheitsentscheidungen (in Form de
sog. „doppel
stande, wenn 55 % der Staaten, die gleichzeitig 65 % der EU-Bevölkerung reprä
sentieren, zustimmen. In einer Überga

• Die Befugnisse des Europäischen Parlaments werden weiter ausgebaut: das Mit
entscheidungsverfahren wird zum Regelfall, die Haushaltsbefugnisse werden er-
weitert und die Mitwirkungsrechte, wie z.B. die Wahl des EU-
Kommissionspräsidenten, werden gestärkt. Bei einer Höchstzahl von 96 Sitzen 
pro Mitgliedstaat wird sich das EP aus 750 Mitgliedern zuzüglich seines Präsiden
ten zusammensetzen.  

 
N
sönlichkeit der EU sind insbesondere bei der Gemeinsa
politik sowie der Justiz- und Innenpolitik einschließlich der Bekämpfung von Terroris-
mus und Kriminalität wesentliche Bestimmungen neu gefasst.  
 
•

Auswärtige Dienst hervorzuheben. Im Bereich der Verteidigung, bei der nun auch 
die verstärkte Zusammenarbeit möglich ist, wird darüber hinaus eine ständige 
strukturierte Zusammenarbeit vorgesehen, die zu einem gemeinsamen Verteidi-
gungssystem führen könnte.  

• Der Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts wird vergemeinschaftet; die 
Abstimmung mit qualifizierter Mehrheit und die Mitentscheidung werden bei Bei-
behaltung einiger Besonderheiten ausgeweitet. Die Rechtsgrundlage für eine Eu-
ropäische Staatsanwaltschaft wird geschaffen. Gewisse Ausnahmeregelungen 
bestehen für Großbritannien, Irland und Dänemark. 

 
Auch in den anderen Sachpolitiken finden sich einige Neuerungen z.B. 
• Die neuen Spielräume der EU-Energiepolitik betreffen die Aufnahme des Solidar

tätsprinzips in Energiefragen (präventive Lenkungsmaßnahmen im Krisenfall zur 
Stabilisierung des Energiebinnenmarktes durch eine EU-weite Vernetzung und 
Bewirtschaftung der mitgliedstaatlichen Öl und Gasvorräte) und die Förderung 
grenzüberschreit
Art. 256 VVE), die den Ausbau der Interkonnektoren unterstützen soll. 

• Eine neue horizontale „Sozialklausel“ fordert, dass die EU bei der Konzipierung 
und Umsetzung ihrer Politiken Notwendigkeiten wie der Förderung eines „hohen 
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t-

on nachdrücklich als einen 
 

chleswig-Holstein wichtigen regionalen Anliegen wie die Stärkung der natio-
d regionalen Gebietskörperschaften. 

hen Landkarte - ein 

s erster der 2004 beigetretenen Mit-
liedstaaten die EU-Ratspräsidentschaft übernommen. Ihm folgt Frankreich in der 

ung über den Status 
es Kosovo und die daraus resultierenden weiteren Entwicklungen mit möglichen 

nissen gänzlich überlagert 
s Problems - auch angesichts des 

ts - eine vorrangig europäische Frage dar. Sie ist 
its- und Verteidigungspolitik und bedarf 

hen europäischen Positionierung. 
alkanstaaten an die EU sein. 

tzt wegen der Erwartungshaltung der anderen Balkanstaaten, aber auch 

em Beitrittskandidaten 

 

 mit 

Beschäftigungsniveaus“, der Gewährleistung eines „angemessenen Sozialschu
zes“, der „Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung“ sowie einem „hohen Niveau 
der allgemeinen und beruflichen Bildung und des Gesundheitsschutzes“ Rech-
nung trägt.  

• In einem Protokoll werden Ausführungen zu Dienstleistungen von allgemeinem 
wirtschaftlichem Interesse gemacht.  

 
Die Landesregierung unterstützt den Vertrag von Lissab
Gesamtkompromiss, der die EU nach innen und nach außen stärkt. Er berücksichtigt
die für S
nalen Parlamente und der Rechte der lokalen un
Der Vertrag ist - ganz im Sinne der bisherigen Arbeitsweise der EU - eine Revision 
der bestehenden Verträge und damit - gemessen an der politisc
realistisches Spiegelbild. 
 
2.2 Schwerpunkte der Ratspräsidentschaften 2008 
In der ersten Jahreshälfte 2008 hat Slowenien al
g
zweiten Jahreshälfte. 
 
Die slowenische Ratspräsidentschaft kann nach der Entscheid
d
Auswirkungen auf Bosnien-Herzegowina, Mazedonien, aber auch Slowenien selbst - 
unabhängig von anderen Weiterungen, von diesen Ereig
werden. Aus slowenischer Sicht stellt die Lösung de
bisherigen europäischen Engagemen
ein erster Test für die Europäische Sicherhe
aus diesen Gründen unabdingbar einer einheitlic
Wichtigstes Thema wird daher die Heranführung der B
Nicht zule
aus Eigeninteresse zielt die Präsidentschaft darauf ab, eine über die Thessaloniki-
Agenda (Zusage der europäischen Perspektive) hinausgehende Substanz zu errei-
chen. Dies soll einerseits durch die Anpassung der Beitrittsinstrumente und -verfah-
ren, andererseits z.B. durch die Erklärung von Serbien zu ein
oder die Benennung eines Termins des Beginns der Beitrittsverhandlungen mit Ma-
zedonien erfolgen. 
Erste offizielle Veranstaltung war am 8. Januar 2008 in der Hauptstadt Ljubljana die
Eröffnung des Europäischen Jahres des Interkulturellen Dialogs. Angestrebt wird da-
bei ein Dialog zwischen den Kulturen und Religionen und insbesondere der Dialog
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en Bekenntnis nach 

uch den Projekten aus dem 18-Monatsprogramm der Triopräsidentschaft mit 
pflichtet fühlen. 

er-

ik, 

llerdings dürfte auch die osteuropäische Dimension der Nachbarschaftspolitik von 

en 
t, 

ischen Parlament vom 13. November 2007 hat Prä-

ng mit der Globalisierung, 

i-

lmeerunion, zu dessen Beratung nun bereits zu einer Sondersit-
zung des Europäischen Rates am 14. Juli 2008 nach Paris eingeladen worden ist, 

• die Anregung, die Europäische Sicherheitsstrategie zu überarbeiten, was in 
 Zusammenhang mit den französischen Überlegungen zur Ver-

g des französischen Verhältnisses in und zur NATO stehen dürfte, 

der islamischen Gesellschaft. Dieser Ansatz verfügt sowohl über eine spezifische 
Balkan- als auch Mittelmeerkomponente, zielt aber insgesamt darauf ab, das multikul-
turelle Verständnis auszubauen. Zu dem Ansatz gehört auch eine Initiative für eine 
Euro-Mittelmeer-Universität. 
Wie jede andere Ratspräsidentschaft wird auch die slowenische Präsidentschaft die
laufenden Projekte fortführen. Zusätzlich wird sie sich dem eigen
a
Deutschland und Portugal weiterhin ver
Als laufende Themen in diesem Sinne werden im Präsidentschaftsprogramm u.a. 
wähnt:  
- die Weiterentwicklung der Lissabon-Strategie, 
- die Beratung der Umsetzungsschritte der beschlossenen Energie- und Klimapolit
- die Fortsetzung der Vorhaben in der Justiz- und Innenpolitik, 
- der Beginn der Beratungen zu den strategischen Überlegungen zur besseren 
  Rechtsetzung in der EU. 
A
slowenischer Seite im Fokus der Arbeit stehen. 
 
Die Planungen für die französische Ratspräsidentschaft sind bereits in Umriss
erkennbar. Mit dieser Präsidentschaft beginnt zudem eine neue Triopräsidentschaf
der auch Schweden und die Tschechische Republik angehören. 
 
Auf seiner Rede vor dem Europä
sident Sarkozy als Themen der Präsidentschaft explizit 

• die Reform der Gemeinsamem Agrarpolitik, 
• die Energie- und Klimapolitik, 
• den Umga
• die europäische Verteidigungspolitik und 
• die Harmonisierung der Einwanderungspolitik 

erwähnt. 
Abgesehen davon, wie die genannten Themen konkret weiter ausdifferenziert wer-
den, und ob unter der Energie- und Klimapolitik mehr als das Thema Versorgungss
cherheit im Sinne der französischen Kernkraftwerke zu verstehen sein wird, gibt es 
bereits Hinweise auf weitere Schwerpunkte. Hierzu zählen  

• das Thema Mitte

unmittelbarem
änderun
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ben 4.  

 

mm für 2008 umfasst insgesamt 12 strategische Initiativen (mit 26 
i 

 

• die Vorbereitungen zur Umsetzung des Lissabonner Vertrages - sowohl im 
Hinblick auf die vielfältigen Interessen als auch hinsichtlich der konkreten Aus-
gestaltung der Beziehungen des institutionellen Geflechts zueinander und hin-
sichtlich der personellen Besetzungen. 

Im Übrigen könnte auch das Thema des Rats der Weisen (Reflexionsgruppe „Hori-
zont 2020 - 2030“, s.o.) erneut auf die Tagesordnung kommen. 
 
2.3 Planungen der EU-Kommission: 
Die EU-Kommission hat im Oktober 2007 ihr Legislativ- und Arbeitsprogramm 
(LAP) für 2008 vorgelegt.2 Sie knüpft damit an ihre strategischen Fünfjahresziele 
(Wohlstand, Solidarität, Sicherheit, Freiheit und Außenbeziehungen) an, die sie sich 
zu Beginn ihrer Amtszeit gesetzt hat. Dem LAP vorausgegangen ist die Jährliche 

Strategieplanung der KOM für 2008 3 , die bereits Vorschläge für Schlüsselinitiativen 

im Jahr 2008 als Eckpunkte für das später folgende LAP enthalten hat. Zu beiden 

Vorlagen hat der Bundesrat eine Stellungnahme abgege

 
Das LAP formuliert die politischen Prioritäten für 2008 und legt fest, mit welchen 
Rechtsetzungsvorschlägen und sonstigen Rechtsakten die EU-Kommission diese zu
verwirklichen beabsichtigt. Wie im Vorjahr sieht die EU-Kommission nur eine be-
schränkte Zahl neuer Initiativen vor, die in den nächsten 12 bis 18 Monaten umge-
setzt werden sollen. Es ist noch nicht geklärt, ob Ende 2008 für 2009 - dem Jahr der 
Europawahl und der Berufung einer neuen EU-Kommission - ein eigenes Arbeitspro-
gramm vorgelegt werden wird.  
Das Arbeitsprogra
Maßnahmen) und 48 vorrangige Initiativen (59 Maßnahmen). Vorgesehen sind dabe
auch 45 Rechtsvereinfachungsinitiativen und 30 Rücknahmevorschläge zu anhängi-
gen Verfahren.  
Die EU-Kommission wird 2008 erstmals das Instrument der Folgenabschätzung – das
der „Qualitätsdisziplin“ dienen soll – für alle im Arbeitsprogramm angekündigten Initia-
tiven anwenden; die Überprüfung obliegt dem 2006 eingesetzten „Rat für Folgenab-
schätzung“. Erstmals enthält das Arbeitsprogramm auch interinstitutionelle Kommuni-

                                           

kationsprioritäten. Damit sollen die wichtigsten politischen Prioritäten dem Bürger 
besser vermittelt und dieser stärker in den Entscheidungsfindungsprozess einbezo-
gen werden, nicht zuletzt mit dem Ziel, bei Europawahlen 2009 eine höhere Wahlbe-
teiligung zu erreichen.  
 

 
2 KOM(2007) 640 endg. 

) 
3 KOM(2007) 65 
4 (Drs. 153/07 und 824/07
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er 
, 

 ei-
 Act“ zur Förderung von KMU, die weitere Umsetzung des 

Programms zur Besseren Rechtsetzung sowie Maßnahmen zur Festigung des 
tzeitigen 

 

eltfreundlicher Verkehr“ sowie zahlreiche 
Initiativen im Energiebereich. Darüber hinaus sind Rechtsetzungsvorschläge 

igrationspolitik und eine gemeinsame Asylpolitik sowie die Einfüh-
schlagen.         

rbeit der EU-Kommission auch weiterhin auf der Erweiterungspolitik 

 Initiativen aus verschiedenen Politikbe-
r 

n die erste Stelle rücken). Hierzu zählt die EU-Kommission insbesondere Maßnah-
me
Kin hnte Vorla-
e einer erneuerten Sozialagenda.  

                                           

Folgende Politikbereiche werden von der EU-Kommission als prioritär eingestuft:  
• Wachstum und Beschäftigung: Vorgesehen ist eine Weiterentwicklung d

Lissabon-Strategie im Rahmen des nächsten Programmzyklus (2008-2010)
der auf der Frühjahrstagung des Europäischen Rates im März 2008 eingeleitet 
werden wird. In Vorbereitung hierzu hat die EU-Kommission am 11. Dezember 
2007 einen Strategiebericht 5veröffentlicht, der die in den Mitgliedstaaten er-
reichten Fortschritte darstellt und eine Vielzahl politischer Initiativen zur Fort-
setzung der Reformen vorschlägt. Darüber hinaus hat die EU-Kommission 
erstmals eine Zusammenfassung von Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene 
unter dem Begriff „Lissabon-Programm der Gemeinschaft 2008-2010“6vor-
gelegt, das u.a. die Vorlage einer erneuerten Sozialagenda, die Einführung
nes „Small Business

Binnenmarktes und zur Gewährleistung einer umfassenden und rech
Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie vorsieht.  

• Nachhaltiges Europa: Die Themen Energie und Klimawandel stehen auch 
2008 ganz oben auf der Agenda der EU-Kommission (s.o.). Angekündigt sind
insbesondere ein Weißbuch zur Anpassung an die Auswirkungen des Klima-
wandels, ein Vorschlag zur Änderung des Emissionshandels in der Gemein-
schaft, ein Maßnahmenpaket „Umw

zur Überprüfung der Gemeinsamen Agrarpolitik zu erwarten. Auch im Bereich 
der integrierten Meerespolitik wird es weitere Initiativen der EU-Kommission 
geben.      

• Migration: Die EU-Kommission wird weitere Schritte im Hinblick auf eine ge-
meinsame M
rung eines europäischen Grenzüberwachungssystems vor

• Außenbeziehungen (Europa als Partner in der Welt): Hier wird der Schwer-
punkt der A
und der Europäischen Nachbarschaftspolitik liegen. 

 
Darüber hinaus wird eine Vielzahl geplanter
reichen einer Priorität der Bürgerorientierung zugeordnet (die Bürgerinnen und Bürge
a

n im Gesundheitsbereich (Patientensicherheit und Gesundheitsdienstleistungen), 
derschutz im Internet und in den neuen Medien sowie die bereits erwä

g

 
5 KOM(2007) 803 endg. 
6 KOM(2007) 804 endg. 
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 der EU-Kommission benannten Prioritä-
n grundsätzlich zu begrüßen, wenngleich gegenüber dem neuen Ansatz der EU-

n, nahezu sämtlich n-M
 e ch a chaus Bede k-

lich u bsic ihre
serung der Kommunikationsarbeit zu Europa und zur Ein
und Bürger in den Entscheidungsfindungsprozess durch eine Schwerpunktlegung auf 
die Arbeit vor Ort zu verstärken. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund der 2009 
stattfindenden Wahlen zum Europäischen Parlament. Fü r-
tung der Arbeitsplanung aus Landessicht, insbesondere 
der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit, sind die konkr
Kommission abzuwarten.  
 
3. Europäische Perspektiven für SH: Landespolitisch

Aus Sicht der Landesregierung sind die von
te
Kommissio e Initiativen als „Lissabo aßnahmen“ einzuordnen 
und ntsprechend inhaltli

nterstützt wird die A
uszurichten, dur
ht der EU-Kommission, 

nken bestehen. Nachdrüc
 Anstrengungen zur Verbes-
beziehung der Bürgerinnen 

r eine weitergehende Bewe
unter den Gesichtspunkten 
eten Vorschläge der EU-

e Schwerpunkte 
 sich zunehmend stärker Maßnahmen und Planungen der EU-Kommission richten

gleichzeitig auf mehrere Politikbereiche („integrativer Ansatz“). Dies erfordert auch in 
der Landesregierung eine ressortübergreifende Zusamm
zeitigen Beobachtung und Bewertung von Planungen de
Auswertung unter landespolitischen Aspekten oder bei d
interessen, für die geworben werden soll. 
 
• Um dies zu gewährleisten, befasst sich die Staatssek

anstehenden europapolitischen Themen, die von herausgehobenem Landesinte-
re ere rundlage d d 
A  EU ahm
voraussichtlich 
•  landespolitische Relevanz b
• scheidungen mit weiteren Auswirk

• päischer, nationaler und La
kungsmöglichkeiten (formal, 

sind, 
• fachlich und politisch ressortübergreifende Zustän

 
Diese Maßnahmenliste ergänzt die laufende Arbeit de
ihrer fachlichen Zuständigkeit weitere Maßnahmen de

 

enarbeit, insb. bei der früh-
r EU-Kommission, bei der 
er Formulierung von Landes-

retärsrunde regelmäßig mit 

sse sind. Insbesond werden auf der G es jährlichen Legislativ- un
en identifiziert, bei denen 

esteht, 
ungen auf die Landespolitik 

ndesebene noch nicht abge-

rbeitsprogramms der -Kommission die Maßn

eine hervorgehobene
Schwerpunktent
bestehen, 
die Verfahren auf euro
schlossen und Einwir informell) noch gegeben 

digkeiten gesehen werden. 

r Ressorts, die im Rahmen 
r EU begleiten. 
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Zu den o.g. Maßnahmen gehören in 2008:  
 
Nr. 
 

Titel Art des Vorschlags o-
der Rechtsakt 

Beschreibung von Gegen- 
stand und Zielen 

1. Weißbuch über die 
Anpassung an den 
Klimawandel 
 

Nichtlegislative 
Maßnahme/Weißbuch  

 
 

 

 

Grundsatzerklärung über 
Maßnahmen zur Anpassung
an den Klimawandel in weit
gefächerten Bereichen, die
für das Leben in der EU 
grundlegend sind (z.B. In-
dustrie, Landwirtschaft, E-
nergie, Fischerei, Forstwirt-
schaft, Tourismus, Sozialpo-
litik), Minderung der Anfäl-
ligkeit, Steigerung der Wi-
derstandsfähigkeit gegen die
unvermeidlichen negativen 
Auswirkungen des Klima-
wandels, Begleitung der 
Veränderungen). 
Ziel ist es, spürbare Auswir-
kungen auf die menschliche 
Gesundheit, die Artenvielfalt 
und Lebensräume sowie die
Lebensqualität der EU-
Bürger zu vermeiden. Die 
Maßnahmen des Weißbu-
ches schließen auch Ände-
rungen bestehender Ge-
meinschaftspolitiken ein. 

2. 

 

osten 

 

n-

Maßnahmenpaket 
Umweltfreundlicher 
Verkehr: 
a) Mitteilung über die 
Ökologisierung des 
Verkehrssektors 
b) Mitteilung über die
Internalisierung ex-
erner Verkehrskt
 

Nichtlegislative 
Maßnahme/Mitteilung

a) Diese Mitteilung enthält 
die wichtigsten Ergebnisse 
dreier Initiativen im Ver-
kehrsbereich (Internalisie-
rung der externen Kosten, 
umweltfreundliche Antriebs-
technik und ITS Aktionsplan) 
und gegebenenfalls Empfeh-
lungen für die Zukunft. 
b) Diese zweite Mitteilung 
bietet ein allgemein an-
wendbares, transparentes 
und verständliches Modell 
für die Beurteilung von ex-
ternen Kosten verschiedener 
Verkehrsarten. Es wird ana-
lysiert, wie Internalisie-
rungsmaßnahmen eine be-
stimmte Form des Markt-
versagens ausgleichen kö
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ch 

 

-

-

-

n, 
n 

weise wer-

d 

nen, das im Verkehrsberei
häufig vorkommt und durch 
starke negative externe Ef-
fekte gekennzeichnet ist. Die
Mitteilung wird eine Liste 
von Politikinstrumenten ent
halten, mit denen dieses 
Problem angegangen wer
den kann (ETS, Steuern, 
Abgaben usw. und Kombi-
nationen einzelner Politikin
strumente) und die voraus-
sichtlichen wirtschaftliche
sozialen und ökologische
Auswirkungen jeder der auf-
gelisteten Optionen analy-
sieren. Möglicher
den zugleich Legislativvor-
schläge vorgelegt oder wir
deren Vorlage zu einem 
späteren Zeitpunkt des Jah-
res 2008 angekündigt. 

3. Maßnahmenpaket 
Energie: 
a) Mitteilung über die 
2.Überprüfung der 
Energiestrategie 
b) Änderung der Vor-
schriften über Erdöl-
vorräte  
c) Neufassung der 
Richtlinie 2002/91/EG 
vom 16. Dezember 
2002 über die Ge-
samtenergieeffizienz 
von Gebäuden  
d) Überprüfung der 
Richtlinie über Ener-
giebesteuerung 
 

a) Nichtlegislative 
Maßnahme/Mitteilung 
b) Legislativvorschlag/ 
Richtlinie 
Rechtsgrundlage: EG-
Vertrag, 
Art. 99, Art. 100 Abs. 1 
c) Legislativvorschlag/ 
Richtlinie 
Rechtsgrundlage: 
EG-Vertrag, Art. 175 
d) Legislativvorschlag/ 
Richtlinie 
Rechtsgrundlage: 
EG-Vertrag, Art. 93 

 
itte im 

-

. 

lungen für 
en 

ht 
r-
 

a) Die Überprüfung erstreckt
sich auf die Fortschr
Hinblick auf die im März 
2007 vereinbarten strategi-
schen Ziele. Dazu zählen 
die Gestaltung des Binnen
markts, Maßnahmen zur 
Erhöhung des Anteils an 
erneuerbaren Energien im 
Energie-Mix, Tendenzen bei 
den Treibhausgasemissio-
nen aus dem Energie-
verbrauch, wichtige energie-
technologische Entwicklun-
gen und Erfolge in der ex-
ternen Energiepolitik der EU
Sie wird bei der Formulie-
rung von Empfeh
künftige Politikentwicklung
und bei der Weiterentwick-
lung der Arbeiten für eine 
EU-Energiepolitik hilfreich 
sein. 
Insbesondere soll untersuc
werden, wie die Energieve
sorgungssicherheit der EU
verbessert werden kann 
durch einen reibungslos 
funktionierenden Binnen-
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-

re 

duktion 

-

 
 
t 

ebt 

t 
e-

 

r Gebäude und 

 in 
t 

e-

markt, durch verbesserte 
und diversifizierte Infrastruk-
turen und Zusammenschal-
tungen, durch die Lagerung
und Flüssiggasterminals, 
bessere Lagerverwaltung, 
Solidaritätsmechanismen, 
einen diversifizierteren E
nergie-Mix, technologische 
Entwicklung, mit der höhe
Marktanteile erneuerbarer 
Energieträger und die Redu-
zierung von Kohlenstoff-
emissionen aus Energie-
verbrauch und –pro
(z.B. CCS-Technologien) 
erreicht werden. 
Ferner werden die internati
onale Dimension und die 
einschlägigen bilateralen 
und multilateralen Vereinba-
rungen, die zur Versor-
gungssicherheit der EU bei-
tragen, untersucht. 
b) Vorschlag für eine neue 
Richtlinie über Erdölvorräte, 
die Notfälle in der EU be-
rücksichtigt und die beste-
henden Vorschriften, die 
teils auf die sechziger Jahre
zurückgehen (und 2006 als
Richtlinie 2006/67 kodifizier
wurden), ersetzt. Angestr
wird die Schaffung eines 
effizienten Instruments, mi
dem unter den derzeit geg
benen Umständen Unter-
brechungen der Erdölliefe-
rungen für die EU bewältigt 
werden können. 
c) Die Richtlinie über die 
Gesamtenergieeffizienz von
Gebäuden betrifft Energie-
ausweise fü
(nicht spezifizierte) Mindest-
anforderungen an die Ge-
samtenergieeffizienz von 
neuen Gebäuden und be-
stehenden Gebäuden, die
größerem Umfang renovier
werden. Außerdem sind r
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-

 
e-
f-

ierte Richtlinie könn-

-

 

r 
u-

 

 

gelmäßige Wartungsinspek
tionen von Heizkesseln und 
Klimaanlagen festgelegt, um
zu gewährleisten, dass di
se Vorrichtungen energiee
fizient funktionieren. Eine 
aktualis
te strengere und spezifi-
schere Anforderungen fest-
legen und auch Finanzie-
rungsaspekte behandeln. 
Die möglichen Änderungen 
sollen durch eine Folgenab-
schätzung spezifiziert und 
analysiert werden. 
d) Die Energiebesteuerung 
bietet der EU die Möglich-
keit, eine Einnahmequelle 
mit Anreizen für einen ener
gieeffizienteren und umwelt-
freundlicheren Verbrauch zu
verbinden. Als Folgemaß-
nahme zum Grünbuch übe
marktwirtschaftliche Instr
mente für umweltpolitische 
und damit verbundene politi-
sche Ziele (KOM(2007)140)
dient die Überprüfung dazu, 
die Energiebesteuerungs-
richtlinie zu einem stützen-
den und wirksamen Instru-
ment für die Politik der EU
im Bereich Energie- und 
Klimawandel zu machen. 

4. Maßnahmenpaket 
Bessere 
Rechtsetzung: 
a) Strategische Über-

) Zweiter Fort-
schrittsbericht über 
die Vereinfachung 
c) Fortschrittsbericht 
über Verwaltungs-
lasten 
 
 

a) Nichtlegislative 
Maßnahme/Mitteilung 
b) Nichtlegislative 
Maßnahme/Mitteilung 

e 
 

tsetzung erläutert (ein-
-
 

 
-

 

 

prüfung 
b

c) Nichtlegislativ
Maßnahme / Sonstiges

a) In einer Mitteilung wird 
der Stand der Kommissi-
onsagenda zur besseren 
Rech
schließlich der ersten Erfah
rungen mit dem Ausschuss
für Folgenabschätzung) und 
werden neue Initiativen im
Rahmen dieser Agenda an
gekündigt. 
b) Zur Initiative gehören ein
Überblick über den Stand 
des fortlaufenden Vereinfa-
chungsprogramms sowie 
neue Vereinfachungsvor-
schläge. Auf interinstitutio-
neller Ebene werden die
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r 

en 

-

icht werden. Das 

n-
 

 
 

-
-
en 

-

Fortschritte bei der Annah-
me von Vereinfachungsvor-
schlägen überprüft. Ferne
wird über den Stand des 
indikativen Kodifizierungs-
programms 2006 - 2008 be-
richtet. 
c) Im Januar 2007 legte die 
Kommission ein ehrgeiziges 
Aktionsprogramm zur Redu-
zierung der durch die EU-
Gesetzgebung eingeführt
Verwaltungslasten um 25 % 
vor. Diese Reduzierung soll
te 2012 gemeinsam durch 
die EU und die Mitgliedstaa-
ten erre
Aktionsprogramm legt fest, 
wie Meldepflichten für U
ternehmen erfasst, bewertet
und abgebaut werden kön-
nen. Es enthält eine Liste 
von rund 40 Rechtsakten 
und 13 prioritären Berei-
chen, die schätzungsweise
80 % der Verwaltungskosten
für die Unternehmen verur-
sachen. Damit auch kurzfris
tig konkrete Ergebnisse er
zielt werden können, werd
in dem Programm auch eine 
erste Reihe von „Schnell-
maßnahmen“ genannt. Die-
se sollen spürbare Erleichte
rungen durch relativ geringe 
Änderungen der zugrunde 
liegenden Rechtsakte schaf-
fen. 

5. Haushaltsüberprüfung 
 

Nichtlegislative 
Maßnahme/Mitteilung 

 

Es geht darum zu überprü-
fen, welche Reformen not-
wendig sind, um den Beitrag
Europas zur Bewältigung 
wichtiger Herausforderun-
gen im nächsten Jahrzehnt 
unter Zugrundelegung der 
Grundsätze des Mehrwerts 
beim Verfolgen des gemein-
samen Interesses und der 
Wirksamkeit der Ausgaben 
zu erhöhen. Diese Analyse 
ist somit potenziell eine 
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z-
 

wichtige Vorleistung für die 
von der nächsten Kommis-
sion vorzulegenden Vor-
schläge betreffend einen 
neuen mehrjährigen Finan
rahmen für die Zeit ab 2014.

6. 

lanung“ 

Nichtlegislative 
Maßnahme/Mitteilung 

-
a-

 
ng, 
 

 

-

Mitteilung „Für eine 
gemeinsame For-
schungsp
 

Ziel ist die Aufwertung sorg
fältig ausgewählter nation
ler Forschungsinvestitionen
durch gemeinsame Planu
damit diese gemeinsamen
Programme die kritische 
Masse, Größenordnung und
den Umfang erreichen, die 
notwendig sind, um auf glo
baler Ebene Wirkung zu ent-
falten. 

7. Mitteilung über die 
nachhaltige Entwick-
lung der Aquakultur in 
der Gemeinschaft  

 

Nichtlegislative 
Maßnahme/Mitteilung 

 

 
m 

 
n, 

ein 
 

 
h-

-
 
 

 

Die Mitteilung soll sich auf 
die Strategie von 2002 
(KOM(2002)511 endgültig) 
stützen; es ist festzustellen, 
dass die dort vorgegebenen 
Wachstumsziele nicht wie 
vorgesehen vollständig er-
reicht wurden, während in 
den Bereichen Umwelt und 
Gesundheit im Allgemeinen
bessere Ergebnisse erzielt 
wurden. Daher sollen die 
wichtigsten Sachzwänge 
und Herausforderungen, die
ein nachhaltiges Wachstu
behindern, ermittelt werden, 
und es soll untersucht wer-
den, inwiefern alle Akteure,
insbesondere die Behörde
dazu beitragen können, 
möglichst transparentes und
vorhersehbares wirtschaftli-
ches und rechtliches Umfeld
zu schaffen, das Unterne
mer für Investitions- und 
Entwicklungstätigkeiten be
nötigen. (Diese Maßnahme
ist Teil des Aktionsplans zur
integrierten Meerespolitik.)

8. Maßnahmenpaket 
Seeverkehr: 
a) Mitteilung über die 
künftige Seever-
kehrspolitik der EU 

a)Vorschlag für eine 
nicht-legislative Maß-
nahme/Mitteilung 
b)Legislativvorschlag/ 
Verordnung 

e Mitteilung wird den 

d 

a) Dies
Entwicklungen seit der See-
verkehrsstrategie von 1996 
Rechnung tragen. Sie wir
sich mit allen Fragen im Zu-
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sowie Legislativvor-
schläge 
b) Revision der Ver-
ordnung 1406/2002 
zur Errichtung einer 
Europäischen Agen-
tur für die Sicherheit 
des Seeverkehrs 
(EMSA) 
c) Legislativvorschlag 
über einen Meeres-
raum ohne Grenzen 
 

Rechtsgrundlage: 
c)Legislativvorschlag/ 
Verordnung 
Rechtsgrundlage: EG-
Vertrag, Art. 71 und 75 

 

-

 

r 
 

 
.) 

r 
r 

; 
-

ommission 2005 vor-
-
r-
 

d 

 

-
at-

-
ereichen Si-

-
innenmarktes für den 

Kurzstreckenseeverkehr 
müssen die Verwaltungsver-

sammenhang mit der Rolle
des Seeverkehrs und des-
sen Beitrag zum europäi-
schen Wirtschaftssystem 
insgesamt befassen. Alle 
Auswirkungen des verstärk
ten Globalisierungsprozes-
ses, des Handelswachs-
tums, der Sachzwänge im
Energiebereich und auf-
grund des Klimawandels, 
von Sicherheitsfaktoren, de
nachhaltigen Entwicklung,
menschlicher Faktoren, der 
Wettbewerbsfähigkeit und 
sich abzeichnender Logistik-
trends werden untersucht 
werden. (Diese Maßnahme 
ist Teil des Aktionsplans zur
integrierten Meerespolitik
b) Die EU-Vorschriften übe
den Seeverkehr sind seit de
Errichtung der EMSA erheb-
lich weiterentwickelt worden
so ist die Gründungsverord
nung bereits dreimal geän-
dert worden. Mit dem von 
der K
geschlagenen dritten Maß
nahmenpaket für die Siche
heit im Seeverkehr werden
die Aufgaben der EMSA 
weiter verstärkt. Dabei wir
im Wesentlichen folgende 
Erweiterung der Aufgaben
erwogen: Übernahme be-
stimmter Tätigkeiten im 
Rahmen der Pariser Verein
barung über die Hafensta
kontrolle sowie neue Aufga
ben in den B
cherheit, Forschung und 
allgemeine Meerespolitik. 
Auch die Zusammenarbeit 
mit Drittländern und Gover-
nance-Fragen werden ge-
prüft. 
c) Zur Schaffung eines ech
ten B
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fahren für diesen Verkehr 
vereinfacht werden. Dies 
wird dazu führen, dass das 

 und 
-
rt 

 
 

Verkehrsaufkommen herab-
gesetzt wird, die negativen 
Umweltauswirkungen und 
der Energieverbrauch ver-
ringert werden und die Si-
cherheit verbessert wird. 
Eine echte Umsetzung der 
Binnenmarktkonzepte in den 
Küstengewässern der EU 
setzt voraus, dass die be-
stehenden rechtlichen
verwaltungsmäßigen Rah
menbedingungen geände
werden. (Diese Maßnahme
ist Teil des Aktionsplans zur
integrierten Meerespolitik.) 

9 Mitteilung über Tele-
medizin und innovati-
ve Technologien für 

Nichtlegislative Maß-
nahme/Mitteilung • 

Ziele dieser Mitteilung:  
- Bewertung der Situation 

die Behandlung chro-
nisch Kranker 

gliedstaaten aus technologi-
scher und rechtlicher Sicht 
unter Beteiligung der wich-
tigsten Akteure; Ermittlung 
von Hindernissen und Chan-
cen; 
 – Vorschlagen von Maß-

der Telemedizin in den Mit-

r 
Technologien sowie der 
Ausarbeitung europaweit 

; 

r 

r Technologie-
bewertung und –zulassung, 

ten. 

nahmen zur Erleichterung 
des Einsatzes innovative

geltender rechtlicher Rah-
menbedingungen für tele-
medizinische Instrumente
Entwicklung von Pilotprojek-
ten, insbesondere im Rah-
men des Programms fü
Wettbewerbsfähigkeit und 
Innovation; 
– Vorschlagen geeigneter 
Verfahren zu

um der Marktzersplitterung 
entgegenzuwirken und die 
Transparenz zu gewährleis-
ten; Sicherheit der Patien-
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en 

-

, versetzt die relevanten Akteure in Schleswig-Holstein in die 
age, ihre Vorstellungen/Positionen bereits in der Phase der Meinungsbildung in der 

estehend aus Kontak-
n zur EU-Kommission, der Ständigen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland 

ti-
tigung der 

chwerpunktsetzung der schleswig-holsteinischen Landesregierung - gehört mithin zu 
te-

n EU-Förderprogrammen in 
chleswig-Holstein. 

im Ausschuss der Re-
staltungen und Delegati-

ge und Arbeitsbesuche in Schleswig-
ngen und Staatssek-

ruppen. 

 Ostseekooperation auf EU-Ebene. 

 
orpommerns, Niedersachsens bei der 

 norddeutschen Länder wichtigen 
Vorhaben aus den unterschiedlichen Politikbereichen.7 

Hanse-Office 
 
Seit 1985 vertritt das Hanse-Office als gemeinsame Einrichtung der Länder Hamburg
und Schleswig-Holstein bei der EU erfolgreich die Interessen beider Länder bei d
europäischen Institutionen. Das Hanse-Office als zentrale Kontaktstelle der Landes
regierung gewährleistet eine effiziente Frühwarnung und damit im Ergebnis eine er-
folgreiche Europapolitik Schleswig-Holsteins. Denn erst die Frühwarnung, d.h. die 
frühzeitige Information über aktuelle EU-Politiken, Rechtsetzungsverfahren und rele-
vante Förderprogramme
L
EU-Kommission einfließen zu lassen. Nur auf diese Weise können schleswig-
holsteinische Interessen optimal verfolgt und durchgesetzt werden. Unabdingbare 
Voraussetzung hierfür ist die vom Hanse-Office praktizierte permanente Nutzung ei-
nes über Jahrzehnte gewachsenen exzellenten Netzwerkes, b
te
bei der EU, dem Europäischen Parlament, aber auch den Entscheidungsträgern in 
den anderen Mitgliedstaaten oder der Bundesregierung. 
Die Beobachtung, Aufbereitung sowie Übermittlung der Entwicklung der europapoli
schen Vorhaben auf allen EU-Politikfeldern - unter besonderer Berücksich
S
den zentralen Aufgaben des Hanse-Offices. Im Gegenzug werden die aus den Minis
rien übermittelten Vorstellungen zielgerichtet in die EU-Institutionen weitergeleitet. 
Das Hanse-Office ist Ansprechpartner für alle Interessenten aus Schleswig-Holstein, 
vor allem bei der Beratung zur optimalen Nutzung vo
S
Zu den Aufgaben gehören zudem die Betreuung der Mitarbeit 
gionen (AdR), die Organisation und Durchführung von Veran
onsbesuchen aus Schleswig-Holstein, Vorträ
Holstein, aber auch die Mitwirkung an Vorlagen für Kabinettsitzu
retär-Runden in Kiel sowie die Teilnahme an interministeriellen Arbeitsg
Mit den Verbindungsbüros der regionalen Gebietskörperschaften des gesamten Ost-
seeraums unterhält das Hanse-Office bilaterale Kontakte und mit der sog. Informal 
Group ein wichtiges Netzwerk der
 
Im Rahmen der norddeutschen Zusammenarbeit erstellt das Hanse-Office zusammen
mit den Vertretungen Bremens, Mecklenburg-V
Europäischen Union eine Auswertung der für die

                                            
7 Siehe Anlage 
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rung tritt weiterhin für eine integrierte Europäische Meerespolitik ein. 
ine Verbesserung der europäischen Rahmenbedingungen für maritime Wirtschaft, 

ment der 

-
 integrativen Politikansatzes innerhalb und 

ommission zur künftigen Meerespolitik 

-
 Bundesrates und des AdR. 

ern des Blaubuchs bleibt der integrative Ansatz einer Meerespolitik für die EU: die 

gierungsebene verankert werden. Die folgenden Punkte sind für die 

ne Hindernisse, 

 maritime Raumplanung der Mitgliedstaaten, 
awandels in den Küstenregionen, 

ionen und Umwelt-

er Meeresumwelt 
• die Ausmerzung der Piratenfischerei und der destruktiven Grundschleppnetzfi-

3.1 Europäische Meerespolitik 
Die Landesregie
E
Forschung, Umwelt und Sicherheit wird auch den maritimen Standort Schleswig-
Holstein stärken. Schleswig-Holstein profitiert heute von seinem Engage
vergangenen Jahre. Daher wird Schleswig-Holstein auch in den informellen Prozess 
der Entwicklung der Europäischen Meerespolitik mit einbezogen. Wichtig bleibt des
halb die nachhaltige Weiterentwicklung des
außerhalb des Landes. 
 
Auf das Erscheinen des Grünbuches der EU-K
der EU in 2006 8folgte ein einjähriger Konsultationsprozess mit über 230 Veranstal-
tungen in ganz Europa. Darüber hinaus gingen fast 500 Stellungnahmen bei der EU
Kommission ein, darunter die des
 
Auf dieser Grundlage legte die EU-Kommission am 10. Oktober 2007 ihr sog. Blau-
buchpaket einer integrierten Meerespolitik für die EU 9vor. Das Paket enthält neben 
einer allgemeinen Mitteilung, einer Folgenabschätzung und einer Auswertung des 
Konsultationsprozesses den „Aktionsplan zur Integrierten Meerespolitik“. 
 
K
maritime Dimension soll in den verschiedenen Politiken auf EU-, mitgliedstaatlicher- 
und regionaler Re
EU-Kommission dabei von besonderer Bedeutung: 
 

• ein Europäischer Seeverkehrsraum oh
• eine Europäische Strategie für die Meeresforschung, 
• nationale integrierte Meerespolitiken, 
• ein europäisches Netzwerk für die Meeresüberwachung, 
• ein Rahmen für die
• die Eindämmung der Auswirkungen des Klim
• die Reduzierung der von Schiffen ausgehenden CO2-Emiss

verschmutzung, 
• ein guter Zustand d

scherei auf hoher See, 
• ein europäisches Netz maritimer Cluster, 

                                            
8 KOM(2006) 275 endg. vom 07.06.2006 
9 KOM(2007) 575 endg. vom 10.10.2007 
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n 

• gemeinsame Prinzipien aufgestellt werden, wie Mitgliedstaaten andere Betei-

kteu-

den prioritär die In-

ierung von Projekten, 
-

• Mitteilung zu Häfen (KOM(2007)616) 

sstrategie-Rahmenrichtlinie als 
Umweltsäule. Diese Richtlinie war von der KOM schon 2005 als Entwurf vorgelegt  
worden und wurde Ende 2007 von Parlament und Rat angenommen. Ziel ist der „gute 
U der Meere“ in Europa bis 2020. 

• eine Überprüfung der Ausnahmeregelungen zum EU-Arbeitsrecht im maritime
Bereich. 

 
Diese Punkte sollen mit den 29 Einzelvorschlägen des Aktionsplans umgesetzt wer-
den. Zum Beispiel sollen im Bereich der besseren Regierungsfähigkeit 

ligte, insbesondere die Küstenregionen, in die maritime Politik einbeziehen 
können, 

• Listen für rechtliche Hindernisse der Meerespolitiken aufgestellt und 
• Netzwerke zum Austausch von „besten Praktiken“ zwischen maritimen A

ren eingerichtet werden. 
Um die Verzahnung der Politiken untereinander zu erreichen, wer
strumente maritime Überwachung, maritime Raumplanung sowie gute Daten- und 
Informationsquellen aufgeführt.  
 
Darüber hinaus sind verschiedene Aktionen zu Einzelthemen geplant wie z. B. mari-
time Cluster, maritimer Transport, Häfen, Beschäftigung, Luftverschmutzung durch 
Schiffe, Meeresenergie, Fischerei, Meeresforschung, Finanz
Klimawandel, Meerestourismus, Arktis, Internationale maritime Politik oder die Sicht
barkeit der maritimen Dimension Europas. 
 
Einige Dokumente, Mitteilungen und Rechtsvorschläge hat die EU-Kommission inzwi-
schen vorgelegt: 

• Analyse zum Ausschluss von Sozialgesetzgebung im maritimen Bereich 
(KOM(2007)591 

• Mitteilung zu Energie und Meerespolitik (KOM(2007)prov) 
• Verordnungsentwurf zu illegaler Fischerei auf hoher See (KOM(2007)602) 
• Verordnungsentwurf zu zerstörerischer Fischerei auf hoher See 

(KOM(2007)605) 
• Mitteilung zum Tourismus (KOM(2007)621) 
• Arbeitsdokument zu maritimen Clustern (SEC(2007)1406) 
• Deklaration für einen europäischen maritimen Tag am 20. Mai 

(SEC(2007)1631) 
 
Darüber hinaus integriert das Blaubuch die EG-Meere

mweltzustand 
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derholt sichtbar. Für die Mitgliedstaa-
n und die Regionen wird die Gemeinschaftsebene hier Vorbildcharakter haben.  

te wurden von Schleswig-Holstein aus vorbereitet, wichtige mari-

ig-Holstein); 
• Vorlage einer ersten Liste von 33 regionalen maritimen „besten Praktiken“ im  

chlag Schleswig-Holstein); 
sammen 

tzwerken am 4. Oktober 

lenburg-
Vorpommern und Niedersachsen am 7. März 2007 in Brüssel (Federführung 

ovember 2007 in Brüssel. 
• Verabschiedung der Stellungnahme des AdR zum Grünbuch mit über 70 Vor-

 maritimen Aktionsplan der Kommission am 13./14. Februar 
erichterstatter war Minister Döring. 

 

-

 aus allen acht Anrainerstaaten der EU haben 
ruppe erklärt. 
dEP Piecyk als Berichter-

s zum Grünbuch. Er wird e-

                                         

Letztlich besteht die große Herausforderung der europäischen Meerespolitik in den 
kommenden Jahren insbesondere darin, einen echten Ausgleich zwischen Wirt-
schaftsinteressen und Umwelterfordernissen durch die Politik herbeizuführen. Diese 
beiden großen Säulen werden im Blaubuch wie
te
 
Schleswig-Holstein hat sich auch 2007 wieder aktiv und erfolgreich an der Weiterent-
wicklung der Meerespolitik auf europäischer Gemeinschaftsebene eingesetzt. We-
sentliche Dokumen
time Veranstaltungen wurden federführend organisiert oder mit gestaltet, z. B.: 

• Verabschiedung der Stellungnahme des Bundesrates zum Blaubuch am 
20. Dezember 2007 10(Federführung Schlesw

Mai zusammen mit der Konferenz der peripheren Küstenregionen (KPKR) und 
10 anderen europäischen Regionen (Vors

• Vorstellung des „Brussels Call“ zur Meeresumweltstrategierichtlinie zu
mit ca. 20 anderen europäischen Regionen und Ne
2007 in Brüssel (Federführung Schleswig-Holstein); 

• Veranstaltung zur Maritimen Wirtschaft mit Bremen, Hamburg, Meck

Schleswig-Holstein); 
• Veranstaltung „Blue Planet Forum“ des AdR am 27./28. N

schlägen für einen
2007 11: B

 
Diese erfolgreiche Arbeit soll auch in 2008 fortgesetzt werden. So hat Minister Döring
zum einen die Schattenberichterstattung für die Stellungnahme des AdR zum mariti-
men Blaubuch übernommen. Zum anderen initiierte Minister Döring die Gründung 
einer interregionalen Gruppe „Baltic Sea Regions“ des AdR, deren Ziel es ist, die be
währte Ostseekooperation auch auf europäischer Ebene zu verankern. 27 Mitglieder 
und stellvertretende Mitglieder des AdR
ihre Bereitschaft zur Mitarbeit in dieser interregionalen G
Darüber hinaus erarbeitete der schleswig-holsteinische M
statter die Stellungnahme des Europäischen Parlament
benfalls die Stellungnahme zum Blaubuch vorlegen. 

   
 BR-Drs. 797/07 

 

10

11 CdR 258/2006 Fin
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f. 

 
chen Ländern und an-

eren europäischen Küstenregionen in Brüssel soll weiter intensiv und zielorientiert 

ion und  
• weitere Vorschläge für die  europäische Ebene dargestellt werden.  

g-

die Mitteilung „Gemeinsame Grundsätze 

-
ungen an die Anforderungen einer zuneh-

ibilität 

he Maßnahmen 
4. Moderne Systeme der sozialen Sicherung 
 
  

Nicht zuletzt in der Ernennung des maritimen Koordinators Schleswig-Holsteins, Pro
Dr. Herzig, zum „maritimen Botschafter“ für Deutschland (neben Minister a. D. Dr. 
Bodewig) durch die EU-Kommission spiegelt sich erneut das Engagement  und die  
Expertise Schleswig-Holsteins auf EU-Ebene. 
 
Schleswig-Holstein will seine Aktivitäten im Bereich der Europäischen Meerespolitik
auch 2008 fortführen. Die Zusammenarbeit mit den norddeuts
d
gestaltet werden. 
Schleswig-Holstein wird dabei eng mit der KPKR zusammenarbeiten und die weitere 
Position der Küstenregionen Europas zur Europäischen Meerespolitik und insbeson-
dere zur Umsetzung des Blaubuches mitgestalten. 
 
Die Landesregierung hat mit der Erarbeitung eines regionalen Maritimen Aktionplans 
für Schleswig-Holstein begonnen. Dabei sollen  

• der integrative Politikansatz der Meerespolitik in Schleswig-Holstein,  
• die breite maritime Expertise Schleswig-Holsteins, 
• die Bezüge zum Aktionsplan der EU-Kommiss

 
Der Maritime Aktionsplan der Landesregierung für Schleswig-Holstein soll baldmö
lichst in 2008 vorgelegt und auch in Brüssel vorgestellt werden. 
 
3.2 Soziale Dimension 
3.2.1 Flexicurity 
Die EU-Kommission hat am 27. Juni 2007 
für den Flexicurity-Ansatz - Mehr und bessere Arbeitsplätze durch Flexibilität und Si-
cherheit 12 vorgelegt und damit das auf europäischer und nationaler Ebene hoch kon
troverse Thema der notwendigen Anpass
mend globalisierten Wirtschafts- und Arbeitswelt aufgegriffen. Die EU-Kommission 
definiert Flexicurity als integrierte Strategie zur gleichzeitigen Stärkung von Flex
und Sicherheit auf dem Arbeitsmarkt. 
Die vier wesentlichen Bausteine der Flexicurity lauten:  
1. Flexible und verlässliche vertragliche Vereinbarungen 
2. Umfassende Strategien des Lebenslangen Lernens 
3. Wirksame aktive arbeitsmarktpolitisc

                                          
12 KOM (2007) 359 
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legen“. 

 moderneres Arbeitsrecht für die Herausforderungen des 21. Jahr-
underts“ 14. Die Folgemitteilung präzisiert die folgenden Bereiche, in denen die EU-

d Umsetzung von Maßnahmen im Bereich Fortbildung 

it; 
 der Beteiligten bei Untervergabeketten, da-

mit Arbeitnehmer nicht daran gehindert werden können, effektiv Gebrauch von ih-
ren Rechten zu machen. 

      

Die Mitteilung weist u.a. unterschiedliche Ansätze – sog. Pathways - möglicher Imp-
lementierungen der Flexicurity in den Mitgliedstaaten aus. Diese unterschiedlichen 
Ansätze resultieren aus den heterogenen Sozial- und Arbeitsmarktmodellen der Mit-
gliedstaaten sowie unterschiedlich ausgeprägten Organisationsgraden auf Arbeitge-
ber- und Arbeitnehmerseite und deren Umgang miteinander. Dabei betont die EU-
Kommission, dass die künftige Herausforderung darin bestehen wird, für jeden Mit-
gliedstaat den richtigen Mix an Maßnahmen zu identifizieren. 
 
Mit den Stimmen Schleswig-Holsteins wurde im Bundesrat eine Stellungnahme 13 be-
schlossen, in der begrüßt wird, dass die EU-Kommission dem Thema Flexicurity 
hohen Stellenwert zuweist. Gleichzeitig wird festgestellt, „dass es bei dem Flexicurity-
Ansatz nicht um ein allgemein verbindliches Arbeitsmarktmodell oder eine einzige 
Strategie geht“. Der Bundesrat regt an, „auf dem Wege des Austausches von Goo
Practice-Beispielen von Erfahrungen anderer Mitgliedstaaten zu lernen“. Schließlich 
wird die Bundesregierung aufgefordert, „sich bei zukünftigen Reformschritten stärke
als bisher am Flexicurity-Ansatz zu orientieren und die Fortschritte bei der Umsetzung
des Flexicurity-Ansatzes in den jährlichen Nationalen Reformprogrammen bzw. Fort-
schrittsberichten an exponierter Stelle darzu
 
Im Oktober 2007 ist nach der ersten Mitteilung zum Grünbuch Arbeitsrecht eine Fol-
gemitteilung erschienen „Ergebnis der öffentlichen Anhörung zum Grünbuch der 
Kommission ’Ein
h
Kommission – eingebettet in den Flexicurity-Kontext – Handlungsbedarfe sieht: 
• Prävention und Bekämpfung von Schwarzarbeit, besonders in grenzüberschrei-

tenden Fällen 
• Förderung, Entwicklung un

und Lebenslanges Lernen zur Schaffung von mehr Beschäftigungssicherheit im 
Verlauf des gesamten Arbeitslebens 

• Interaktion zwischen Arbeits- und Sozialrecht zur Unterstützung reibungsloser Be-
schäftigungsübergänge und nachhaltiger Systeme der sozialen Sicherheit; 

• Klarstellung des Wesens von Beschäftigungsverhältnissen zur Förderung eines 
besseren Verständnisses und zur Erleichterung der EU-weiten Zusammenarbe

• Klarstellung der Rechte und Pflichten

                                      
eptember 2007 

0.07 

13 Drs. 470/07 (B) vom 21. S
14 KOM(2007)627 vom 24.1
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EPSCO) hat in seiner Tagung 
om 5./6. Dezember 2007 die gemeinsamen Grundsätze für den Flexicurity-Ansatz 

-

-

 
s es mehrere Flexicurity-Modelle gebe, fordert der ER die 

In der Mitteilung an den Europäischen Rat „Strategiebericht zur Erneuerung der Lis-
sabon-Strategie für Wachstum und Beschäftigung: Eintritt in den neuen Programm-
zyklus (2008-2010) – Das Tempo der Reformen beibehalten“ 15 betont die EU-Kom-
mission nochmals die aus ihrer Sicht positiven Wirkungen des Flexicurity-Modells. Sie
verweist darauf, dass die Hälfte der Mitgliedstaaten mittlerweile auf dem Flexicurity-
Konzept fußende Maßnahmen ergriffen habe beziehungsweise kurz davor stehe. Das 
Flexicurity-Modell wird in der Mitteilung als einer der vier vorrangigen Bereiche defi-
niert. Die EU-Kommission schlägt die Annahme der Flexicurity-Grundsätze dem Eu-
ropäischen Rat zur Annahme vor. In den Vorschlägen spezifiziert die EU-Kommission 
„Integrierte Leitlinien für Wachstum und Beschäftigung“, die im Rahmen der Vor-
schläge zum Themenkreis „Beschäftigung“ ausführliche Handlungsempfehlungen für 
die Mitgliedstaaten enthalten. Im Ergebnis kündigt die EU-Kommission die Erarbei-
tung einer neuen Sozialagenda bis Mitte 2008 an sowie die Erarbeitung von Vor-
schlägen zur Behebung von Qualifikationsdefiziten unter Einschätzung von zukünfti-
gen Qualifikations- und Kompetenzbedarfen in Europa. Gleichzeitig schlägt die EU-
Kommission vor, dass die Mitgliedstaaten „die gemeinsamen Grundsätze für den Fle-
xicurity-Ansatz durch Festlegung nationaler Maßnahmen in ihren Nationalen Reform-
agenden bis Ende 2008 umsetzen“ sollten. 
 
Der Rat der europäischen Sozial- und Arbeitsminister (
v
beschlossen 16. 
 
Der Europäische Rat hat in seinen Schlussfolgerungen der Tagung vom 14. Dezem
ber 2007 17 den Beschluss des EPSCO gebilligt und die Mitgliedstaaten aufgefordert, 
die Grundsätze bei der Ausarbeitung und Durchführung ihrer einzelstaatlichen Maß
nahmen zu berücksichtigen. 
Am 13./14. März 2008 hat der Europäische Rat den neuen Programmzyklus der er-
neuerten Lissabon-Strategie (2008-2010) förmlich eingeleitet und die auf der Grund-
lage des o.g. Strategieberichts erstellten länderspezifischen Empfehlungen gebilligt.
Unter Hinweis darauf, das
Mitgliedstaaten auf, im Rahmen ihrer nationalen Reformprogramme für 2008 ihre ei-
genen Flexicurity-Regelungen festzulegen, mit denen die vereinbarten Flexicurity-
Grundsätze umgesetzt werden sollen.18 

                                            
15 KOM(2007)803 endg. 
16 Ratsdokument 15497/07 

 

17 Ratsdokument 16616/07 
18 Ratsdokument 7652/08
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Mit diesen Änderungen des Primärrechts und ihrer Mitteilung hofft die EU-Kommission 
en 

    

Das MJAE hat zwei Veranstaltungen über das Thema „Flexicurity“ in Schleswig-Hol-
stein (24.9.07, Kiel) und Berlin (13.11.07, Schleswig-Holsteinische Landesvertretung in
Berlin) durchgeführt. Im Zuge der gemeinsamen Veranstaltung mit dem DGB Nord am 
24.9.07 haben sich das MJAE und der DGB Nord auf ein gemeinsames Positionsp
pier zur Flexicurity-Diskussion auf dem deutschen A
u.a. betont, dass der Vorsitzende des DGB Nord und der Minister für Justiz, Arbeit und 
Europa eine Debatte darüber, wie Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt mit größtmöglicher 
sozialer Sicherheit verbunden werden kann, für notwendig halten, da die arbeits- und 
sozialrechtliche Absicherung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer durch europäi-
sche Mindeststandards und nationale Regelungen ein zentrales Kennzeichen des eu-
ropäischen Sozialmodells sei. Weiterhin wird in dem gemeinsamen Papier hervorge-
hoben, dass es abgelehnt wird, die Flexicurity-Debatte in Deutschland als Hebel für 
den weiteren einseitigen Abbau von Arbeitnehmerrechten, insbesondere für eine Lo-
ckerung des Kündigungsschutzes, zu missbrauchen und zu unterstellen, in Deutsch-
land gäbe es ein Flexibilitätsdefizit. Schließlich wird festgestellt, dass vor dem Hinter-
grund der auf europäischer Ebene geführten aktuellen Debatte ein Flexicurity-Konzept 
die jeweiligen nationalen Rahmenbedingungen berücksichtigen müsse. Eine 1:1-Über-
nahme bestehender Arbeitsmarktmodelle aus anderen Ländern werde nicht für ziel-
führend und praktikabel gehalten. Dies schließe allerdings nicht aus, von guten Bei-
spielen – beispielsweise in Skandinavien – zu lernen. 
 
3.2.2 Daseinsvorsorge und Dienstleistungen 

Seit der Mitteilung der Europäischen Kommission zu Leistungen der Daseinsvorso
19 findet eine intensive Debatte darüber statt, in welchem Verhältnis insbesondere 
Dienstleistungen von allgemeinem Interesse zum Binnenmarktrecht stehen. Nachdem 
in 2006 im Europäischen Parlament der Versuch scheiterte, mittels einer Rahmen-
richtlinie einen einheitlichen Rechtsrahmen zu form
zwar auf neue Rechtsinitiativen verzichtet. Sie hat aber zeitgleich mit ihrer Mitteilung 
„Ein Binnenmarkt für das Europa des 21. Jahrhunderts“ 20 eine als Begleitdokume

rzu bezeichnete weitere Mitteilung betreffend die Dienstleistungen von allgemei-
m Interesse vorgelegt. 

e Mitteilung berücksichtigt bereits die Änderungen durch den Vertrag von Lissabon 
d das dazugehörige Protokoll über Dienste von allgemeinem Interesse (siehe Art. 
 des Vertrags über die Arbeitsweise der EU). 

eine nahezu zehnjährige Debatte über die Zuständigkeiten der EU für Dienstleistung
                                        
Bl. 1996/C281 vom 26.09.1996 

07) 725 endg. 

19 A
20 KOM(20
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me s-
sic ezifischen Be-

großer netzgebundener Branchen wie E-

n Binnenmarkt- und Wettbewerbsvor-

n allgemeinem Interesse beenden zu können. Nach ihrer Auffassung bestehe allge-
ine Einigkeit darüber, dass quer durch alle Politikfelder der EU hindurch für Recht
herheit und Kohärenz gesorgt werden müsse, ohne dabei die sektorsp

sonderheiten und unterschiedlichen Gegebenheiten aus den Augen zu verlieren. 

Inhaltlich sind folgende Aussagen hervorzuheben: 

• „Dienstleistungen von allgemeinem Interesse“ werden von der EU-Kommission  
sehr weit gefasst: von den Leistungen 
nergiewirtschaft, Telekommunikation, Verkehr, Hörfunk und Fernsehen sowie 
Postdiensten bis hin zu den Leistungen des Bildungssektors, der Wasser- und Ab-
fallwirtschaft und des Gesundheits- und Sozialwesens. 

• Umfang und Organisation der Dienstleistungen von allgemeinem Interesse variier-
ten entsprechend den unterschiedlichen Traditionen und Gepflogenheiten in Be-
zug auf staatliche Eingriffe stark. In der Regel werden alle wirtschaftlichen und 
nichtwirtschaftlichen Dienstleistungen gemeint, die von staatlichen Stellen im Inte-
resse der Allgemeinheit erbracht und von ihnen daher mit spezifischen Gemein-
wohlverpflichtungen verknüpft werden. In erster Linie entscheide der Staat auf der 
jeweils zuständigen Ebene über Wesen und Umfang einer Dienstleistung von all-
gemeinem Interesse. Er könne beschließen, die Dienstleistungen selbst zu erbrin-
gen, oder sie anderen Einrichtungen, gleich, ob öffentlicher oder privater Natur 
oder mit oder ohne Gewinnerzielungsabsicht, zu übertragen. 

• Grundsätzliche Unterscheidung zweier Kategorien von Dienstleistungen von all-
gemeinem Interesse: Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interes-
se im Gegensatz zu „Nichtwirtschaftliche Dienstleistungen“. Allein letztere bei-
spielsweise traditionell dem Staat vorbehaltene Bereiche wie Polizei, Justiz oder 
die gesetzliche Sozialversicherung unterlägen weder besonderen EU-Vorschriften, 
noch fänden auf sie die Binnenmarkt- und Wettbewerbsregeln des EG-Vertrags 
Anwendung. Auf alle anderen dagegen schon. 

o Sofern eine Dienstleistung von allgemeinem Interesse wirtschaftlichen Cha-
rakter aufweise, unterliege sie de
schriften. Einschränkungen infolge der Erfüllung einer übertragenen beson-
deren Aufgabe von allgemeinem Interesse richte sich nach Art. 86 Abs. 2 
EG-Vertrag und der dazugehörigen EuGH-Rechtsprechung. Danach beste-
he ein Regel/Ausnahme-Verhältnis, wobei die Regel für Dienstleistungen 
von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse die Anwendung der Bestim-
mungen des EG-Vertrages sei. 

o Auch soziale Dienstleistungen unterlägen uneingeschränkt dem Gemein-
schaftsrecht. Gerade im sozialen Bereich seien staatliche und private 
Dienstleister nicht selten ungenügend über die besonderen Bestimmungen 
des Art. 86 Abs. 2 EG-Vertrag informiert. Die EU-Kommission will zur Klä-
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 Protokoll zum Reformvertrag und die dort veranker-
ten Grundsätze bereits vor Inkrafttreten des Reformvertrags als Orientierungshilfe 

 

n 
t 

 dieser Dienste Rechnung trage. Sektorspezifische Rahmen-
estimmungen würden nur dann erlassen, wenn sie für Europa eindeutig einen zu-

ie bereits im Titel deutlich gemachte Einordnung in den Binnenmarkt-Kontext, der 
gement“, sowie zahlreiche Einzeläußerungen in der 

n ihre Bemühungen um den 
m 

-
r-

ie 

g 

in-

-

Gewinnerzielung ausgeübt werden könnte. Inwieweit die Berufung der EU-Kommis-
text und das Protokoll mit der daraus gezogenen Konse-

rung von Fragen zur Anwendung des Gemeinschaftsrechts auf Dienst
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse eine Webseite einrichten, auf der 
sie ihren Standpunkt in regelmäßigen Abständen neu darlegt.  

• Die EU-Kommission will das

nutzen, um die Kohärenz und Verhältnismäßigkeit der EU-Politik und -Initiativen
zu überprüfen.  

 
Die EU-Kommission betont, bei Dienstleistungen von allgemeinem Interesse ein-
schließlich Sozialleistungen und Gesundheitsversorgung einen „überwiegend prag-
matischen Ansatz“ zu verfolgen, der der Verteilung der Zuständigkeiten zwischen de
verschiedenen Ebenen staatlichen Handelns in der EU und der Verschiedenartigkei
und den Besonderheiten
b
sätzlichen Nutzen darstellten. Das Protokoll und die geänderten Bestimmungen im 
Reformvertrag markierten den Beginn eines neuen europäischen Engagements.  
 
D
Titelzusatz „Europas neues Enga
Mitteilung deuten darauf hin, dass die EU-Kommissio
großen Bereich der Dienstleistungen von allgemeinem Interesse im Lichte der Refor
des einschlägigen Primärrechts verstärken will. Bei allen Beteuerungen, die Zustän
digkeiten der verschiedenen Ebenen achten zu wollen, ist letztlich aber nicht zu übe
sehen, dass die EU-Kommission sehr deutlich auf die Einhaltung des allgemeinen 
EU-Rechts auch für die „Dienstleistungen von allgemeinem Interesse“ achten will. D
entsprechenden Ausnahmen werden eher restriktiv ausgelegt. Es ist gegenwärtig 
nicht absehbar, ob konkrete Maßnahmen folgen werden, die auf eine Liberalisierun
oder Marktöffnung weiterer Branchen abzielen, allerdings ist eine entsprechende 
Grundstimmung nicht zu übersehen.  
 
Diese Argumentation der EU-Kommission weist daraufhin, dass das Ziel letztlich dar-
in besteht, die Dienstleistungen von nichtwirtschaftlichem Interesse weitgehend auf 
die hoheitlichen Aufgaben zu reduzieren. Dies wird auch in der Argumentation der 
EU-Kommission deutlich, die eine Festschreibung in einer Rahmenrichtlinie unter H
weis auf die sich wandelnden Verhältnisse ablehnt. Hierbei ist auch die bisherige 
Rechtsprechung des EuGH zu berücksichtigen, nach der entscheidend ist, ob die Tä
tigkeit zumindest grundsätzlich von einem privaten Unternehmen in der Absicht der 

sion auf den neuen Vertrags
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 und 

kalen Behörden festschreibt. 

 
f regionaler und lokaler 

 

ie Landesregierung wird in 2008 den Dialog insbesondere mit den Kommunen und 

 

05 nach, „… eine vollständige, weit reichende Überprüfung vorzuneh-

-

ionen innerhalb und außerhalb der EU und auf die Anwendung 
er Instrumente beziehen, werden in der Mitteilung zum Haushalt grundsätzlichere 

quenz schlüssig ist, bleibt abzuwarten, da einerseits Art. 14 die Festlegung von 
Grundsätzen und Bedingungen durch Verordnungen anspricht, andererseits das Pro
tokoll Nr. 9 erstmalig den weiten Ermessensspielraum der nationalen, regionalen
lo
 
Die Landesregierung teilt nicht die Auffassung der EU-Kommission, dass mit dem 
Protokoll zum Vertrag von Lissabon die Debatte über dieses Thema beendet sei. 
Vielmehr gibt es weiterhin auf europäischer Ebene Diskussionsbedarf um die weitere
Sicherung und Ausgestaltung der Daseinsvorsorge. Gerade au
Ebene bleibt weiterhin Klärungsbedarf hinsichtlich der Anwendung des nationalen 
und Gemeinschaftsrechts. Insbesondere unter diesem Aspekt ist der Vorschlag der
EU-Kommission unzureichend, zukünftig lediglich Instrumente der Information und 
Beratung einzurichten. 
 
D
Sozialverbänden über mögliche Folgerungen aus den weiteren Planungen der EU-
Kommission intensivieren. 
 
3.3 Reform des EU-Haushalts 
3.3.1 Grundlegende Überprüfung des EU-Haushalts 
Mit dem „Vierten Bericht über den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt der 
EU (4. Kohäsionsbericht)“ 21und der Mitteilung „Den Haushalt reformieren, Europa
verändern, Konsultationspapier im Hinblick auf die Überprüfung des EU-Haushalts 
2008/2009“ 22hat die EU-Kommission erste Papiere für einen längerfristigen Revisi-
onsprozess vorgelegt. Sie kommt damit dem Auftrag des Europäischen Rates vom 
Dezember 20
men, die sämtliche Aspekte der EU-Ausgaben, einschließlich der GAP, und der Ei-
genmittel, einschließlich der Ausgleichszahlungen an das Vereinigte Königreich ab-
deckt …“ und darüber 2008/2009 Bericht zu erstatten. 
Während sich die im Rahmen des Konsultationsverfahrens zum 4. Kohäsionsbericht 
von der EU-Kommission aufgeworfenen Fragen vorrangig auf die neuen Herausforde
rungen der Kohäsionspolitik, die weitere Entwicklung des strategischen Ansatzes für 
Entwicklung, Wachstum und Beschäftigung, auf die Frage der Stärkung der globalen 
Wettbewerbsfähigkeit der unterschiedlichen Regionen sowie auf die Kooperations-
möglichkeiten der Reg
d
Fragen aufgeworfen. Dabei stehen insbesondere Fragen nach den zukünftigen Auf-

                                            
21 KOM(2007)273 v. 30.05.2007 
22 SEK(2007)1188 endg. v. 12.09.2007 
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ement erfordern, nach den Kriterien 

e-
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er EU-
en-

en Bericht bis zu einem gewissen Grade vorzeichnen dürfte. 

e 

enität der 
teressen der MS und der damit wachsenden Spannungen zwischen Nettozahlern 

schwerpunkten, der 
 

e Aus-
abeseite bis hin zu Verfahrensfragen. Dazu gehört auch die Diskussion um eine au-

e-
ältigen ist. 

ng 
e der neuen Aufgaben und Heraus-

Poste-

die allerdings nicht garantieren, dass alle Interessen, wenn überhaupt, 
in einem aus Sicht der Betroffenen ausreichenden Maße bedient werden. 

gaben, die ein europäisches finanzielles Engag
des europäischen Mehrwerts, nach dem Eigenmittelsystem und eventuellen Korrek-
tur- bzw. Ausgleichsmechanismen sowie nach der Umsetzung im Vordergrund. 
 
Nach Abschluss der Konsultationsprozesse ist für Mai 2008 eine Konferenz vorges
hen, auf der die den Beiträgen zu entnehmenden Kernaussagen und Tendenzen vor
gestellt werden sollen. Noch 2008 ist ein „Weißbuch“ über sämtliche Aspekte d
Einnahmen und -Ausgaben zu erwarten, das bereits den bis Ende 2009 vorzuleg
d
Die Erarbeitung der Vorschläge für die mittelfristige Finanzplanung ab 2014 obliegt 
der neuen EU-Kommission, die im Herbst 2009 installiert wird. Die Verhandlungen 
über die neue Finanzielle Vorausschau müssten spätestens Mitte 2011 beginnen. Di
Beratungen sollten bis Ende 2012 abgeschlossen werden, um den Finanzrahmen für 
den EU-Haushalt ab 2014 wirksam auszugestalten und umsetzen zu können. 
 
Unter anderem wegen der durch die Erweiterung zunehmenden Heterog
In
und -empfängern, der im Haushalt derzeit bestehenden Ausgabe
Fragen der Beitragsgerechtigkeit oder auch sich neu ergebenden Herausforderungen
wird die Revisionsdebatte alle Aspekte umfassen - von der Einnahme- über di
g
tonome Einnahmequelle der EU. Die unterschiedlichen Positionen der MS zu der 
Frage, ob die derzeit stattfindende Beratung über den „GAP-Gesundheitscheck“ zu 
Vorfestlegungen für die Überprüfung des EU-Finanzrahmens führen darf oder nicht, 
bieten bereits einen Vorgeschmack darauf, was für ein hohes Konfliktpotential zu b
w
Auf der Ausgabenseite wird es unter anderem darum gehen, welchen Umfang die 
Agrarförderung zukünftig besitzen soll, ob bei der Strukturförderung eine Begrenzu
auf die ärmsten Regionen erfolgt oder auch welch
forderungen, z.B. im Bereich der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts oder im Be-
reich der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik, in welchem Umfang als aus 
europäischen Mitteln zu fördernde Aufgaben angesehen werden und wo dafür 
rioritäten definiert werden. Bei der Einnahmeseite dürften die Frage einer EU-Steuer, 
die von der Mehrzahl der MS abgelehnt wird, und nach Korrekturmechanismen im 
Vordergrund stehen. 
 
Da jedoch einstimmige Entscheidungen erforderlich sind, werden am Ende Kompro-
misse stehen, 
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rstellen werden, ist allerdings noch nicht abseh-
ar. Es ist jedoch mit relativer Sicherheit davon auszugehen, dass sich die für 

EU-Strukturfonds, da eine spürbare För-

ahmen der Länder   

 
 Fachministerkonferenzen eine gemein-

ame Stellungnahme der Länder für das Konsultationsverfahren bezüglich des Kohä-
ropäischen Finanzsystems zu erarbeiten.  

-

t habe und zu erhalten sei. 
abei sei wichtig, dass die Regionen beim Ausbau ihrer Kompetenzen auch zukünftig 

 

3.3.2 Bedeutung des Überprüfungsverfahrens 
Bis auf definierbare Interessendifferenzen ist derzeit noch keine eindeutige Aussage 
über konkrete Entwicklungstendenzen möglich. Derzeit werden eigene Interessen 
formuliert. Die Überprüfung wird jedoch im Ergebnis zumindest eine bedingte Neuori-
entierung der EU-Ausgaben zur Folge haben. In welchem Umfang und in welcher 
Struktur sich diese Auswirkungen da
b
Schleswig-Holstein zur Verfügung stehenden Mittel ab 2014 verändern werden. 
 
Mit diesen Folgen sind die Interessen Schleswig-Holstein sowohl im Bereich der Mit-
telverteilung als auch der Mittelverwaltung in jedem Falle berührt. Dies betrifft insbe-
sondere und erheblich die Entwicklung der 
derpolitik des Landes bei Wegfall dieser Zuweisungen voraussichtlich generell entfal-
len würde. Auch lediglich eine Änderung der geltenden Fördersystematik zu einer 
themenspezifischeren Orientierung könnte die Abstimmung zwischen EU, Bund und 
Schleswig-Holstein bei der Mittelverteilung nachhaltig verkomplizieren. 
 
3.3.3 Konsultationsverfahren und Stellungn
Die EU-Kommission hat mit ihrer Mitteilung ein breites Konsultationsverfahren ange-
stoßen, an dem sich u.a. auch Kommunen und Regionen beteiligen können.  
 
Im Zuge des Schleswig-Holsteinischen Vorsitzes in der EMK ist diese durch die MPK
aufgefordert worden, in Abstimmung mit den
s
sionsberichts sowie zur Reform des eu
 
In der durch die MPK verabschiedeten Stellungnahme der Länder zum Kohäsionsbe
richt wird betont, dass die Kohäsionspolitik aus Sicht der Länder ein integraler Be-
standteil der europäischen Integrationspolitik sei. 
Es wird grundlegend festgestellt, dass sich das bisherige dezentrale System mit der 
Erstellung operationeller Programmpläne auf nationaler und regionaler Ebene in ei-
gener Verantwortung aus Sicht der Länder bewähr
D
gezielt gefördert werden, um deren Wettbewerbsfähigkeit in der EU und weltweit zu 
erhalten und zu steigern. Es wird zudem betont, dass die Kohäsionspolitik kein „All-
heilmittel“ zur Bekämpfung von wirtschaftlichen und sozialen Unterschieden sei. Dies
könne nach Auffassung der Länder insbesondere durch Rechtsanpassungen beför-
dert werden.  
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er 
-

erteilungen und politische Spielräume von MS und Regionen zu sehr einzuengen. 
-

erhältnismäßigkeit - jedoch nicht nur 

amt sein. 

 als dass die Maßnahme aufgrund ihres Umfangs 
r 

rwert vorliege. Eine Neuausrichtung der Finan-
ts 

EU-Haushalts neben den 
aditionellen Eigenmitteln nur noch über BNE-Eigenmittel erfolgen sollte, da dies die 

nz 

er 
 

erden kann. Vor die-
e 

der zu vergleichbaren Reduktionen verpflichten, hat sich der ER politisch zum Ziel 
rin-

Schließlich sei im Rahmen der Definition des „europäischen Mehrwerts“ innerhalb d
Kohäsionspolitik eine allzu weite Auslegung zu vermeiden, um nicht ggf. Kompetenz
v
Tragend seien für eine erfolgreiche Anwendung der Kohäsionspolitik zudem die kon
sequente Anwendung von Subsidiarität und V
aus Gesichtspunkten der Effizienz. 
 
Im Rahmen der Betrachtung der Reform des europäischen Finanzsystems vertreten 
die Länder die Auffassung, dass eine Reform vorhandene Stärken ausbauen und Un-
zulänglichkeiten beseitigen soll. Grundlage der Betrachtung und einer möglichen Re-
form sollten die Verteilungsgerechtigkeit zwischen den MS sowie die Erhöhung der 
Funktionsfähigkeit der EU insges
Bei der Maßnahmenfinanzierung sollte aus Sicht der Länder der Subsidiaritätsgrund-
satz insoweit Anwendung finden,
oder ihrer Wirkung besser durch die EU zu verwirklichen sei als durch Nationen ode
Regionen und ein europäischer Meh
zierungskriterien dürfe überdies nicht zu einer Erhöhung des Anteils des EU-Budge
an der Wirtschaftsleistung der EU führen.  
Schließlich fordern die Länder, dass eine Finanzierung des 
tr
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der MS auch unter Gesichtpunkten der Transpare
am besten abbilde. Die Erhebung von EU-Steuern oder steuerbasierten Einnahmen 
der EU lehnen die Länder grundlegend ab. 
 
3.4 Energiepolitik und Klimaschutz 
Die Bekämpfung des Klimawandels sowie die Sicherheit und die Wirtschaftlichkeit d
Energieversorgung stellen eine der größten Herausforderung dar, die nur durch ein
international abgestimmtes und integriertes Konzept bewältigt w
sem Hintergrund hat der Europäische Rat (ER) am 09.03.2007 den Rahmen für ein
integrierte Klimaschutz- und Energiepolitik gesetzt, die das strategische Ziel verfolgt, 
den Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur auf höchstens 2° Celsius gegen-
über dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen.23 
 
Dabei hebt der ER – auch mit Blick auf die internationalen Verhandlungen über die 
Nachfolge zum Kyoto-Protokoll – hervor, dass die EU in diesem Politikfeld eine Vor-
reiterrolle übernehmen soll. Unter der Voraussetzung, dass sich andere Industrielän-

gesetzt, die Treibhausgas-Emissionen bis 2020 gegenüber 1990 um 30% zu ver
                                            
23 Europäischer Rat 8./9.März 2007 – Schlussfolgerungen des Vorsitzes (Rats-Dok. 7224/07), Ziff.27 ff. 
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er-

ropa“ formuliert: 

-

dels. 
hlossen.24 

r 

 
ation“ verfügbar sind). 

e 

für die gesamte EU vergeben, ihre Gesamtzahl 
ab 2013 linear zurückgefahren (bis 2020 um 21% gegenüber 2005) und zu einem 

teil versteigert statt kostenfrei vergeben werden (für Ener-
its zu 100%; in den anderen neu erfassten Sektoren soll 

gern. Unabhängig von Verpflichtungen anderer Staaten hat sich dabei der ER v
bindlich verpflichtet, die Treibhausgas-Emissionen um 20% bis 2020 zu verringern. 
 
Hiervon ausgehend hat der ER Ziele einer „Energiepolitik für Eu
• Steigerung der Versorgungssicherheit, 
• Wahrung der Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Volkswirtschaften und Ver

fügbarkeit von Energie zu erschwinglichen Preisen, 
• Förderung der Umweltverträglichkeit und Bekämpfung des Klimawan
und als Schritte zu deren Umsetzung einen Aktionsplan (2007-2009) besc
Neben Zielstellungen zum gemeinsamen Erdgas- und Elektrizitäts-Binnenmarkt oder 
zur Weiterentwicklung von Energietechnologien sind in diesem Aktionsplan als kon-
krete Ziele für 2020 festgelegt: 
• Senkung des Gesamtenergieverbrauchs um 20% gegenüber den Prognosen fü

2020, 
• Steigerung des Anteils Erneuerbarer Energien am Primärenergieverbrauch auf 

20% (rechtsverbindliches Ziel), 
• Erhöhung des Anteils von Biokraftstoffen auf mindestens 10% des verkehrsbe-

dingten Verbrauchs (rechtsverbindliches Ziel – unter der Voraussetzung, dass bis
dahin „Biokraftstoffe der 2.Gener

 
Damit ist die Energie- und Klimaschutzpolitik ganz oben auf die politische Agenda 
Europas gerückt. In Ausführung der vom ER am 09.03.2007 erteilten Aufträge hat di
Europäische Kommission seitdem eine Reihe von Legislativ-Vorschlägen bzw. Mittei-
lungen vorgelegt, deren Beratung die politische Diskussion im Rat und mit den Mit-
gliedstaaten bis ins Jahr 2009 hinein beherrschen wird – darunter am 23.01.2008 ein 
Legislativpaket mit Vorschlägen zur Umsetzung der Klimaschutzziele bis 2020: 25 
• Entwurf einer Richtlinie zur Verbesserung und Ausweitung des seit 2005 beste-

henden Emissionshandelsystems für Treibhausgase 26:  
Ab 2013 sollen u.a. größere Industriebranchen (z.B. Aluminium- und Ammoniak-
hersteller), Luftverkehr sowie weitere Treibhausgase (N2O, PFC) einbezogen wer-
den. Mit diesem erweiterten System sollen dann über 40% der gesamten Treib-
hausgasemissionen der EU erfasst werden. Die bislang national vergebenen E-
missionszertifikate sollen zentral 

erheblich größeren An
gieerzeuger ab 2013 bere

                                            
24 a.a.O., Anlage 1 
25 Rahmenmitteilung „20 und 20 bis 2020 – Chancen Europas im Klimawandel“, KOM(2008) 30 
26 KOM(2008) 16 vom 23.01.2008; z.Zt. gilt die Richtlinie 2003/87/EG (Amtsblatt L275 vom 25.10.2003, 
S.32 ff.) 
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-
i-

er 

der Anteil kostenfrei zu vergebender Zertifikate beginnend bei 80% in 2013 
schrittweise auf 0% in 2020 gesenkt werden). Die Einkünfte aus den von den Mit
gliedstaaten durchzuführenden Versteigerung sollen zu mindestens 20% in spez
fizierte Klimaschutz- und Energieprojekte investiert werden.27 
Schiffsverkehre sind vom EU-Kommissions-Vorschlag nicht erfasst, könnten ab
zu einem späteren Zeitpunkt einbezogen werden. Die EU-Kommission hat eine 
grundlegende Prüfung angekündigt, ob die Einbeziehung in das 
Emissionshandelssystem ein geeigneter Weg zur Verringerung der 
Treibhausgasemissionen im Straßen- und Schiffsverkehr sein kann.28 

• Entscheidungsvorschlag zu nationalen Zielen für die Verringerung von Treibhaus-
gas-Emissionen in den nicht vom erweiterten Emissionshandelssystem erfassten
Bereichen (u.a. Verkehr, Gebäude, Landwirtschaft) – sog. „effort sharing“ 

 

 muss demnach Deutschland in diesen Bereichen die Emissio-
nen um 14% gegenüber 2005 verringern (EU-Durchschnitt: 10%). Dabei sieht der 

 
Vorschlag gilt für die Bereiche Strom, Wärme/Kühlung und Verkehr.  Um 

das EU-weite Ziel von 20% zu erreichen, werden bezogen auf Referenzjahr 2005 

 
tionspläne vorlegen, in denen verbindliche Mindestziele für die Einzelsektoren 

erschiedliche Anteile in den 

29: 
Um das überwölbende Ziel (bis 2020 20% weniger Treibhausgase gegenüber 
1990) zu erreichen,

Vorschlag für die reicheren Mitgliedstaaten eine Reduktion um bis zu 20%, für är-
mere Mitgliedstaaten hingegen einen Zuwachs von bis zu 20% vor. Damit soll 
verhindert werden, dass die wirtschaftliche Entwicklung in den ärmeren Mitglied-
staaten zu stark gebremst wird. 

• Entwurf einer Richtlinie zur Förderung der Nutzung Erneuerbarer Energien 30:  
Sie soll der Umsetzung der vom ER im März 2007 beschlossenen Vorgaben die-
nen und die seit 2001 bzw. 2003 bereits geltenden EU-Richtlinien zu Erneuerba-
ren Energien im Strombereich bzw. zur Förderung von Biokraftstoffen ersetzen.31

Der neue 

nationale Ziele festgesetzt (EU-Durchschnitt: 20% ggü. 8,5% in 2005, Deutsch-
land: 18% ggü. 5,8%). Bis Ende März 2010 müssen die Mitgliedstaaten Nationale
Ak
Verkehr, Strom, Wärme und Kälte festzulegen sind; dabei steht den Mitgliedstaa-
ten frei, zur Erreichung des nationalen Gesamtziels unt
Einzelsektoren festzulegen (Ausnahme: mindestens 10% Biokraftstoffe im Ver-
kehrsbereich). Zugleich werden Mindeststandards für die Umweltverträglichkeit 
von Biokraftstoffen festgelegt.32 

                                            
27 siehe KOM(2008) 16, S.26 
28 vgl. KOM(2008) 16, S.5 f. 

 

ff. 

29 KOM(2008) 17 vom 23.01.2008 
30 KOM(2008) 19 vom 23.01.2008 
31 Richtlinien 2001/77/EG vom 27.09.2001 sowie 2003/30/EG vom 08.05.2003: Bereits hier wurden
geltende Ziele für den Strombereich (21% Anteil Erneuerbarer Energien bis 2010) bzw. Biokraftstoffe 
(5,75% Anteil am Energieverbrauch im Verkehrssektor) festgeschrieben. 
32 siehe hierzu KOM(2008) 19, S.37 
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-

dung und -Speicherung (CCS) eine Mitteilung, in der 12 De-
monstrationsprojekte für kohlenstoffarme Kraftwerke vorgeschlagen werden, so-

, 
h in 

. 
herung wird in der KOM-Mitteilung der Nord-

seeraum genannt. 

e 

r 

Der SET-Plan soll als technische Grundlage für die Umsetzung der neuen Ener-
gie- und Klimapolitik dienen. Notwendige Innovationsschübe in Bereichen wie E-

nz, Wind- und Solarenergie, Biokraftstoffe, CCS, Brennstoffzellen 

Grundsätzlich ist auch ein Zertifikatehandel für den Teil der Erneuerbaren Ener
gien möglich, der über den Pflichtteil des jeweiligen Mitgliedstaates hinausgeht. 
Einspeisevergütungssysteme, wie sie in Deutschland und weiteren 17 Mitglied-
staaten bestehen, dürfen in ihrem Bestand gesichert werden. 

• Zu CO2-Abschei

wie der Entwurf einer Richtlinie zu Rahmenbedingungen für CO2-Speicherung.33

um die großtechnische Anwendung von CCS in der EU voranzubringen. Noc
2008 will die Kommission eine „Europäische Industrie-Initiative“ zu CO2-
Abscheidung, -Transport und -Lagerung auf den Weg bringen. Nach Angaben der 
Kommission gibt es zu den bis 2015 angestrebten 12 Demonstrationsprojekten 
bereits 20 Interessensbekundungen aus dem Bereich der europäischen Industrie
Als Eignungsgebiet für die CO2-Speic

 
Zeitgleich hat die EU-Kommission eine erste Bewertung der von 17 Mitgliedstaaten 
vorgelegten Nationalen Aktionspläne für Energieeffizienz vorgelegt. Vorbehaltlich 
einer eingehenderen Prüfung kommt sie darin zu dem Schluss, dass die bereits er-
zielten Effizienzverbesserungen „einen Beitrag zur Verringerung der Energieiintensität 
der EU-Wirtschaft geleistet“ habe, der Gesamtenergieverbrauch gleichwohl weiter 
ansteige. Einige der Aktionspläne enthielten „umfassende Strategien und Pläne, die 
Einsparungen über die vorgeschriebenen 9% hinaus erwarten lassen“; viele andere 
Aktionspläne präsentierten jedoch „ein auf einer unveränderten Politik beruhendes 
Konzept“.34  
 
Bereits im Vorjahr hatte die Kommission weitere Vorlagen präsentiert, deren weiter
Beratung und angestrebte Beschlussfassung die Diskussion weiterhin beherrschen 
wird: 
• Mitteilung „Europäischer Strategieplan für Energietechnologie (SET-Plan) – De

Weg zu einer kohlenstoffemissionsarmen Zukunft“ 35:  

nergieeffizie
u.a.m. sollen durch eine koordinierte Forschungsförderung und über die Einrich-
tung von „Europäischen Industrie-Initiativen“ bewirkt werden.  

                                            
33 KOM(2008) 13 und KOM(2008) 18 vom 23.01.2008 (CCS = Carbon Capture and Storage) 
34 KOM(2008) 11 vom 23.01.2008. Die Vorlageverpflichtung resultiert aus der Richtlinie 2006/32/EG 

gen die 10 säumigen Mitglied-
über Endenergieeffizienz und Energiedienstleistungen (Amtsblatt L114 vom 27.04.2006, S.64 ff.). 
Deutschland hat seinen Aktionsplan Anfang Oktober 2007 vorgelegt; ge
staaten hat die KOM im Oktober 2007 Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet. 
35 KOM(2007) 723 vom 22.11.2007 
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nkte sind die Auseinandersetzungen um die Tren-
-

ovember 2008 Vorlagen angekündigt zur Neufassung der Richtlinie 

legt 

dlegender Bedeutung so-
ohl für Deutschland wie für Schleswig-Holstein. In den Beratungen zu den einzelnen 

systems für Strom aus erneuerbaren Energien gegen das ursprünglich innerhalb 
an-

-

 Über die Freistellung an die Mitgliedstaaten, welche Mindestziele sie für die ein-
euerbaren Energien für 2020 festschreiben wollen, 

-

• 3. Legislativpaket zur weiteren Liberalisierung des Energie-Binnenmarktes 
(Gas, Strom)36: Hauptstreitpu
nung von Energieerzeugung und Energienetzen sowie der Vorschlag zur Errich
tung einer EU-Agentur für die Zusammenarbeit der nationalen Energieregulie-
rungsbehörden. 

 
Darüber hinaus hat die EU-Kommission in ihrem „Legislativ- und Arbeitsprogramm 
2008“ für N
2002/91/EG (Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden) sowie zur Überprüfung der 
Richtlinie 2003/96/EG (Energiebesteuerung). Ebenfalls im November 2008 vorge
werden soll eine „2. Überprüfung der Energiestrategie“. Sie soll als Beratungsgrund-
lage für einen neuen energiepolitischen Aktionsplan der EU nach 2010 dienen, den 
der Frühjahrs-ER 2010 annehmen soll. 
 
Dieses energie- und klimapolitische Szenario ist von grun
w
Vorlagen gilt es daher, sorgsam darauf zu achten, wo und wie in geeignetster Form 
die Interessen Schleswig-Holsteins eingebracht werden können. Von besonderer Be-
deutung für Schleswig-Holstein sind dabei u.a. 
• Mit der Bewahrung des u.a. in Deutschland bestehenden Einspeisevergütungs-

der EU-Kommission favorisierte generelle System eines EU-weiten Zertifikateh
dels hat die EU-Kommission eine Lösung gefunden, die im Interesse der Produk
tion erneuerbarer Energien in Schleswig-Holstein ist. 

•
zelnen Sektoren der Ern
kann Schleswig-Holstein uneingeschränkt seine hoch gesteckten Ziele im Bereich 
Windenergie (on-shore wie off-shore) einbringen. Insgesamt kommt Norddeutsch
land damit eine große politische Verantwortung zur Erreichung der für Deutsch-
land gesetzten Klimaschutzziele zu. Abzuwarten bleibt dabei, ob und ggf. wie 

                                            
36 Vorschläge für: 

-

nie 2003/54 zum Elektrizitäts-

 grenz-

 über Erdgas-
7 

• eine Verordnung zur Gründung einer EU-Agentur für die Zusammenarbeit der einzelstaatlichen E
nergieregulierungsbehörden – KOM(2007) 530 vom 19.09.2007 

• eine Richtlinie zur Änderung und Ergänzung der bestehenden Richtli
binnenmarkt – KOM(2007) 528 vom 19.09.2007 

• eine Richtlinie zur Änderung und Ergänzung der bestehenden Richtlinie 2003/55 zum Erdgasbin-
nenmarkt – KOM(2007) 529 vom 19.09.2007 

• eine Verordnung zur Änderung und Ergänzung der bestehenden Verordnung 1228/54 zum
überschreitenden Stromhandel  - KOM(2007) 531 vom 19.09.2007 

• eine Verordnung zur Änderung und Ergänzung der bestehenden Verordnung 1775/05
fernleitungsnetze – KOM(2007) 532 vom 19.09.200
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ten zu reali-
ieren. 

ntwicklung von CCS-Technologien ist zu prüfen, ob im Rah-

 führenden Gesteinsschichten (sog. „saline Aquifere“) be-

g zur Umsetzung 
u leisten. 

eit reichende Bedeutung für Schleswig-Holstein hat.38  

en Aktionsprogramm „Schleswig-
olstein – Aktiv im Klimaschutz“39 dargestellt, stehen dabei im Rahmen der lan-

des
 
• 

im Land. 
uchs 

“ 
gien/Neue Energien“ ge-

                                         

Mindestziele für Erneuerbare Energien in Deutschland auf die regionale Ebene 
heruntergebrochen werden.  

• Die im Richtlinien-Entwurf vorgesehenen Netzzugangs-Garantien für die Ein-
speisung von Strom aus Erneuerbaren Energien – bis hin zu einer Vorrangrege-
lung – tragen zur Sicherung der Produktion Erneuerbarer Energien bei. Zugleich
wird damit der Druck erhöht, die für die Einspeisung und den Transport der Offs-
hore-Windenergie v.a. in Norddeutschland erforderlichen Netzausbau
s

• Bei der weiteren E
men der angestrebten Demonstrationsvorhaben auch Projekte in Schleswig-
Holstein realisiert werden können. Dies gilt auch für die Speicherung von CO2, für 
die laut einem im September 2007 von der Bundesregierung vorgelegten Bericht 
in Deutschland landgebunden die mit Abstand größten Speicherpotenziale in tief-
liegenden Salzwasser
stehen, die sich zu ¾ in Norddeutschland befinden.37 

 
Gleichzeitig aber stellt sich auch die Aufgabe, einen engagierten Beitra
der EU-Ziele und damit zugleich zur Minderung des globalen Klimawandels z
Der Bund hat hierzu ein weit reichendes „Integriertes Energie- und Klimaprogramm“ 
beschlossen, das ebenfalls w
 
Wie zuletzt in dem im Januar 2008 vorgelegt
H

politischen Möglichkeiten für Schleswig-Holstein u.a. im Vordergrund: 

Erneuerbare Energien 
Windkraft ist seit vielen Jahren ein wichtiges Standbein der Energiepolitik 
Unser Ziel ist es, bis 2020 rechnerisch mindestens 100 % des Stromverbra
klimafreundlich aus Windenergie zu erzeugen. Auch in diesem Feld sollen Infor-
mation, Beratung und Netzwerke optimiert werden. So werden das Kompetenz-
zentrum Windenergie Schleswig-Holstein, das Regionalmanagement „windcomm
sowie eine Förderung eines Clusters „Erneuerbare Ener

   
ologien in Deutschland“, hrsg. BMWi, 37 Bericht „Entwicklungsstand und Perspektiven von CCS.Techn

BMU und BMBF (19.09.2007) – Internet: 
www.bmu.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/kabinettbericht_ccs.pdf 
38 „Eckpunkte für ein Integriertes Energie- und Klimaprogramm“ (Beschluss der Bundesregierung vom 
24.08.2007 – Internet: www.bmu.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/klimapaket_aug2007.pdf )  
sowie „Bericht zur Umsetzung der in der Kabinettsklausur am 23./24.08.2007 in Meseberg beschlos-
senen Eckpunkte für ein Integriertes Energie- und Klimaprogramm“ vom 05.12.2007 – Internet: 
www.bmu.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/gesamtbericht_iekp.pdf  
39 Internet: http://www.schleswig-holstein.de/MLUR/DE/ImmischutzKlimaschutzErneuerb 
Energien/LuftKlima/Klimaaktionsplan.html__nnn=true 
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in 

e-
ive Schleswig-Holstein" auflegen mit 

r KMU-
Beratung des BMWi; 

n, 

Holstein animiert werden, die Finanzmittel des "Integrierten Energie- und 
er Bundesregierung für Effizienzinvestiitonen in 

 
 

 Klimaschutz außerhalb des Bereichs Energie 

vorgelegten Aktionsprogramm werden u.a. genannt: 

prüft und Unternehmen bei der Suche und Realisierung von Teststandorten für 
Windenergieanlagen unterstützt. 
Die Förderung der Bioenergie in Schleswig-Holstein ist bis 2013 gesichert, eine 
Kofinanzierung mit EU-Mitteln gewährleistet. Gleichzeitig werden in diesem Be-
reich Forschung, Beratung und die Bildung von Netzwerken unterstützt – unter 
anderem gemeinsam mit der Investitionsbank/Energieagentur Schleswig-Holste
und dem Kompetenzzentrum Biomassenutzung Schleswig-Holstein. 
 

• Energieeffizienz 
Die Landesregierung hat sich dem Ziel der Bundesregierung angeschlossen, den 
Anteil von Strom aus KWK auf 25 % zu erhöhen. Zur Unterstützung des „integrier-
ten Energie- und Klimaschutzprogramm der Bundesregierung“ wird die Landesr
gierung in 2008 eine "Energieeffizienz-Initiat
den Schwerpunkten: 
– Initialberatung der öffentlichen Hand (in Hinblick auf die Vorbildfunktion der 

öffentlichen Hand nach der Energiedienstleistungs-RL der EU) einschließlich 
Energiecontrolling-Initiative aus dem Aktionsplan Klimaschutz; 

– Initialberatung für kleine und mittlere Unternehmen (KMU), u.a. durch 
ausgewählte branchenspezifische Gruppenberatung und Einbindung de

– "Energieleuchtturm": Auslobung eines jährlichen Energieeffizienz-Preises als 
Motivationselement für die Initiative. 

 
Mit zielgruppenspezifischen und themenbezogenen Regionalkonferenzen, Flyer
Wegweisern für Förderpogramme, aufbereiteten Best practice-Beispielen, Mailing-
Aktionen, einer Internetplattform etc. sollen die potenziellen Akteure in Schleswig-

Klimaschutzprogramms" d
Schleswig-Holstein in Anspruch zu nehmen. Die Initiative ist auf 5 Jahre angelegt
(beginnend 2008) und soll von der Energieagentur (Investitionsbank) durchgeführt
werden. Es wird erwartet, dass im Ergebnis bis 2020 mehrere hundert Mio. € an 
Energieeffizienz-Investitionen in SH ausgelöst werden. 

 
•

Bereiche wie der Gebäude-, der Verkehrs-, der Landwirtschafts- und der Abfall-
sektor, die nicht unter das Emissionshandelssystem fallen und für die die EU-
Kommission eigene Reduktionsziele vorgeschlagen hat, sind auch in Schleswig-
Holstein relevante Bereiche für besseren Klimaschutz. In dem im Januar 2008 
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g 
erbaren Energien die vorhandenen Poten-

ziale zur Minderung der Treibhausgasemissionen erschlossen werden. Hierzu 
nisie-

ärmeschutz“ oder die 

Anforderun-

 
De -
nen nergieeffi-
zienz der Liegenschaften des Landes in den nächsten Jahren kontinuierlich verbes-

ht werden, indem die Emissionen der 
Die
ist  
 
3.5
Mit
Str
fac
Wa
der
 

 

orgehoben, dass diese Agenda verstärkt vorangetrie-
Vor 

– Im Bereich Bauen und Wohnen sollen durch Modernisierung und Sanierun
sowie durch den Einsatz von Erneu

zählen der „Klimapakt Wohnen“ mit der Wohnungswirtschaft zur Moder
rung des Wohnungsbestandes, die „Landesinitiative W
Beteiligung des Landes an dem vom Bund initiierten „Investitionspakt zur e-
nergetischen Modernisierung der sozialen Infrastruktur in den Kommunen“. 

– Im Bereich der Landwirtschaft steht die Reduzierung klimarelevanter Gase 
durch verbesserte Ausbringungstechnik von Wirtschaftsdüngern und die Sub-
stitution fossiler Energieträger durch Verwendung anfallender landwirtschaftli-
cher biogener Reststoffe im Vordergrund. Darüber hinaus sollen die stoffliche 
und energetische Holzverwendung in Schleswig-Holstein verstetigt und die 
Neuwaldbildung gesteigert werden. 

– Der Abfallwirtschaft wird ein großes Minderungspotenzial zugesprochen. 
Große Beiträge zur Treibhausgasminderung sind mit den neuen 
gen an die Restabfallentsorgung (Ablagerungsverbot von unbehandelten Ab-
fällen) durch die Vermeidung von Methan-Emissionen einhergegangen. Aber 
auch die Bioabfallentsorgung und die energetische Nutzung weiterer Abfall-
fraktionen können einen wichtigen Beitrag zur CO2-Minderung leisten. 

r Aktionsplan Klimaschutz umfasst auch verschiedene Eigenmaßnahmen, mit de
 die Landesregierung ihre Klimabilanz verbessern wird. So soll die E

sert und der Fuhrpark klimagerechter gemac
nstwagen gesenkt werden. Eine Maßnahme mit erheblicher Querschnittswirkung 
die Integration des Klimaschutzes in verschiedene Förderprogramme des Landes.

 Bessere Rechtsetzung 
 der Agenda für bessere Rechtsetzung soll im Rahmen der erneuerten Lissabon-
ategie die Wettbewerbsfähigkeit gestärkt werden. Unter anderem soll über Verein-
hungsmaßnahmen der Regelungsrahmen der EU so gestaltet werden, dass er zu 
chstum und zur Schaffung von Arbeitsplätzen und so zum Wohl der Bürger wie 
 Unternehmen beiträgt.  

Im November 2006 hatte die Europäische Kommission „Strategische Überlegungen
zur Verbesserung der Rechtsetzung in der EU“ vorgelegt.40 Der Europäische Rat 
(ER) vom 08.03.2007 hat herv
ben werden müsse, um ein dynamischeres wirtschaftliches Umfeld zu schaffen. 
                                            
40 KOM(2006) 689 vom 14.11.2006 
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die
Str  
 
We
• 

at 
r zum zweiten Mal in Folge eine konkrete Liste von Ver-

infachungsinitiativen in ihr jährliches Legislativ- und Arbeitsprogramm 43 aufge-
n im 

-

 

-

• 
-

z 2007 
hat das von der Kommission Anfang 2007 vorgelegte „Aktionsprogramm zur Ver-

-
-

 

lich ehrgeizige Ziele“ zu setzen.46 Laut KOM-

sem Hintergrund hat die KOM im Januar 2008 eine „zweite Überprüfung“ ihrer 
ategischen Überlegungen vorgelegt.41

sentliche Bestandteile dieses Programms für bessere Rechtsetzung sind: 
Vereinfachung der bestehenden Rechtsvorschriften: 
Gestützt auf ihr 2005 vorgelegtes „fortlaufendes Vereinfachungsprogramm“ 42 h
die Kommission nunmeh
e
nommen. Diese Liste umfasst für 2008 44 Initiativen. Seit Oktober 2005 wurde
Rahmen des Vereinfachungsprogramms 300 Rechtsvorschriften gestrichen. In ei-
nem Kodifizierungsprogramm, das bis Mitte 2009 abgeschlossen werden soll, sol
len in 400 kodifizierten Rechtsakten rund 2.500 geltende Rechtsvorschriften ge-
strafft und zusammengefasst werden, um so ihre Transparenz und Handhabbar-
keit zu vereinfachen. 87 derartige Rechtsakte sind bis Ende 2007 angenommen
und veröffentlicht worden, 65 weitere beim Gesetzgeber anhängig. 
Gleichzeitig prüft die Kommission seit 2005 jährlich, ob und welche anhängigen 
Rechtsetzungsvorschläge zurückgezogen werden können, weil sie nicht mehr ak-
tuell oder von geringerer Relevanz sind. Im Legislativ- und Arbeitsprogramm für 
2008 hat die Kommission hierzu 31 Rechtsetzungsvorschläge aufgelistet.  
Der Bundesrat hat sich wiederholt dafür ausgesprochen, das Prinzip der Diskonti
nuität, derzufolge alle zum Ende einer Legislaturperiode nicht abgeschlossene 
Vorlagen als erledigt gelten, auch auf EU-Ebene zu übernehmen.44  
 
Verringerung der Verwaltungslasten: 
Rechtsvorschriften verursachen neben anderen Lasten auch administrativ beding
te Kosten, insbesondere aufgrund von Berichtspflichten. Der ER vom Mär

ringerung der Verwaltungslasten in der EU“45 gebilligt und betont, dass die Verrin
gerung dieses Verwaltungsaufwands – insbesondere mit Blick auf kleine und mitt
lere Unternehmen – eine „wichtige Maßnahme ist, um die Wirtschaft Europas an-
zukurbeln“, und das Ziel gesetzt, den durch EU-Rechtsvorschriften verursachten
Verwaltungsaufwand bis 2012 um 25% zu verringern. Die Mitgliedstaaten hat der 
ER aufgefordert, sich bis 2008 „ähn

                                            
8, mit den Begleitdokumenten „Zweiter Fortschrittsbericht über die 

Stra
rich
42 K
43 L
44 z
45 K
46 Europäischer Rat 8./9.März 2007 – Schlussfolgerungen des Vorsitzes (Rats-Dok. 7224/07), Ziff.24 

41 KOM(2008) 32 vom 30.01.200
tegie zur Vereinfachung des ordnungspolitischen Umfelds“ – KOM(2008) 33 – und Fortschrittsbe-
t 2007 zur Verringerung der Verwaltungslasten – SEK(2008) 35. 
OM(2005) 535 vom 25.10.2005 
egislativ- und Arbeitsprogramm der Kommmission 2008 – KOM(2007) 640 vom 23.10.2007 
uletzt Beschluss des Bundesrates vom 16.02.2007 (Drs. 871/06) 
OM(2007) 23 vom 24.01.2007 
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en Rechtsvorschriften ist die Bewertung von Verwaltungskosten 
ab-

rlegt sind. 

. 

e 
m Mandat eingerichtet, die 

ie Kommission bei der Umsetzung des Aktionsprogramms berät, um in 13 vorran-

-
 am 21. September 2007 in allen Amtssprachen ei-

ne Online-Konsultation zu dieser Thematik eingerichtet. Hierdurch wird deutlich, 

 
ers-

ten Monaten 2008 folgen. Auf Grundlage einer durchgeführten umfassenderen 
 „Sofortmaßnahmen“ mit Schwerpunkt im Be-

en Vorhaben ein Folgenab-
schätzungsverfahren durch, über das als Anlage zur jeweiligen Kommissionsvor-

führender Folge-
80 gegenüber 130 in 2007. Ein im November 2006 einge-

Bericht haben dies 12 Mitgliedstaaten bislang umgesetzt, darunter Deutschland 
mit dem Ziel „minus 25% bis 2011“. 
Zu geplanten neu
bereits Bestandteil der von der Kommission begleitend vorzulegenden Folgen
schätzung. Ein Schwerpunkt des Aktionsprogramms ist daher die Ermittlung der 
Kosten, die Unternehmen durch Informationspflichten bestehender Rechtsvor-
schriften aufe
 
Die Kommission hat ein Unternehmenskonsortium (Cap Gemini, Deloitte und 
Rambøll Management) beauftragt, die Verwaltungskosten auf Grundlage des eu-
ropäischen Standard-Kostenmodells (SKM ) in allen 27 Mitgliedstaaten zu ermit-
teln. Für diese quantitativen Erfassungen wurden durch die Kommission rd. 20 Mio
Euro zur Verfügung gestellt. Die Berechnungsphase wird voraussichtlich im Laufe 
des Jahres 2008 abgeschlossen sein. Zudem wurde am 31. August 2007 ein
„Hochrangige Gruppe ‚Verwaltungslasten’“ mit 3jährige
d
gigen Bereichen Bürokratiekosten zu verringern. Der frühere bayerische Minister-
präsident, Herr Dr. Edmund Stoiber, hat den Vorsitz des 15köpfigen Gremiums ü
bernommen. Ergänzend wurde

dass die Kommission nunmehr verstärkt das Gewicht auf umfassende Konsultatio-
nen mit externen Interessengruppen legt. Schleswig-Holstein begrüßt diese neue 
politische Kultur der Kommission als einen Beitrag zur spürbaren Rechtsvereinfa-
chung. Es lassen sich qualitativ bessere und einfachere Gesetze gerade dann er-
reichen, wenn eine Bewertung von Rechtsetzungsvorhaben praxisnah durch die 
Betroffenen, die Adressaten der Rechtsvorschriften, vorgenommen wird. 

 
Ein weiterer Schwerpunkt ist die Beseitigung überflüssiger Informationspflichten 
im Rahmen sog. „Sofortmaßnahmen“. Von den 10 im Januar 2007 vorgestellten
„Sofortmaßnahmen“ sind fünf bereits verabschiedet, die übrigen sollen in den 

Untersuchung wird die KOM weitere
reich Gesellschaftsrecht vorlegen. 
 

• Folgenabschätzung: 
Seit 2003 führt die Kommission zu wichtigen politisch

lage berichtet wird. Für 2008 schätzt die KOM die Zahl durchzu
abschätzungen auf 1
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t sich frühzeitig dafür ausgesprochen, diese über 
u 

g dieses Folgenabschätzungssys-
tems 48 und auf der Grundlage der politischen Bewertung zur „Besseren Recht-

rar-

rlament appelliert, 
bei ihren Entscheidungen verstärkt Gebrauch von den vorgelegten Folgeabschät-

ate-

 
 

icht „Bessere Rechtsetzung 2006“ vorgelegt. Der Bundesrat 
at diesen Bericht zur Kenntnis genommen. In seiner Stellungnahme begrüßt er, dass 

e bei der Subsidiaritätsprüfung durch die im Ver-

lich gestärkt wird. Die EU-Kommission wird ersucht, 
rlamente nach 

ente zu allen 
eren umfassend Stellung beziehen können 50 

 der Bundesrat u.a. 
bsi-

ies führt 
hen Debatte in den Gremien der Mitglied-

staaten und den Regionen sowie der Öffentlichkeit; 
                                           

setzter unabhängiger „Ausschuss für Folgenabschätzung“ (Impact Assessment 
Board) unterstützt die Kommission bei der Verbesserung der Qualität der Folgen-
abschätzungen.  
Unter Verweis auf die Verantwortung der Länder für den Gesetzesvollzug in 
Deutschland hatte der Bundesra
den Bundesrat auch direkt am System der Folgenabschätzung der Kommission z
beteiligen.47 
Als Ergebnis einer unabhängigen Evaluierun

setzung“ durch den ER am 13./14.03.2008 hat die EU-Kommission eine Übe
beitung ihrer Leitlinien zum Folgenabschätzungssystem für Frühjahr 2008 ange-
kündigt, zugleich aber auch an die Ko-Gesetzgeber Rat und Pa

zungen zu machen und bei grundlegenderen Änderungen zu vorgeschlagenen 
Rechtsakten eigene Folgeabschätzungen vorzulegen. 
 

Auf der Grundlage der nächsten von der Kommission jährlich vorzulegenden „Str
gischen Überprüfung“ wird der ER im Frühjahr 2009 eine Evaluierung der bis dahin 
erzielten Fortschritte vornehmen. 
 
Auf der Grundlage von Artikel 9 des „Protokolls über die Anwendung der Grundsätze
der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit“49 hat die Europäische Kommission in
2007 ihren jährlichen Ber
h
die Rolle der nationalen Parlament
trag von Lissabon vorgesehenen neuen Verfahrensrechte in Form der Subsidiaritäts-
rüge und Subsidiaritätsklage deut
ihre jetzige Praxis ungeachtet der förmlichen Rechte der nationalen Pa
dem EU-Reformvertrag fortzuführen, nach der die nationalen Parlam
Vorschlägen und Konsultationspapi
 
Allerdings kritisiert
– das Verfahren der EU-Kommission, wichtige Arbeitsdokumente, die für die Su

diaritätsprüfung wichtig sind, lediglich in englischer Sprache vorzulegen. D
zu einer Beeinträchtigung der politisc

 
47 Beschluss des Bundesrates vom 08.07.2005 (Drs. 286/05) 
48 siehe im Internet unter: http://ec.europa.eu/governance/impact/key_en.htm v 
49 C 310/207 v. 16.12.2004 
50 Drs. 390/07 vom 09.11.20p07 
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 die Umsetzung der EU-Dienstleistungs-
chtlinie 51 im Vordergrund. Sie ist am 28. Dezember 2006 in Kraft getreten. Die Mit-

ie 

en Handels mit Dienstleis-
ngen. Dazu sollen die noch bestehenden Beschränkungen im grenzüberschreiten-

 

− die Bereitstellung von Informationen in elektronischer Form  

ilfesystems  
(Art. 34 Abs. 1 EU-DLR) 

– dass der Schwerpunkt in diesem Bericht einseitig auf die Darstellung der Entwick-
lung und Fortschritte der EU-Initiativen und Maßnahmen zur „ Besseren Rechtset-
zung“ gesetzt wird. Hier bemängelt der Bundesrat, dass es im besonders wichti-
gen Bereich der Wahrung des Subsidiaritätsgrundsatzes an zusätzlichen Erkennt-
nissen auf EU-Ebene mangelt; 

– die Art und Weise, wie die EU-Kommission in der überwiegenden Zahl der Fälle 
zu den Beiträgen des Bundesrates Stellung nimmt. Hier geht die EU-Kommission 
nur selten auf vorgetragene Argumente ein. 

 
In Schleswig-Holstein steht vor allem
ri
gliedstaaten haben sie bis zum 28. Dezember 2009 umzusetzen. 
 
Die EU-DLR ist ein wichtiger Bestandteil der Lissabon-Strategie der Europäischen  
Union, um so die EU zu einem der wettbewerbsfähigsten und dynamischsten Wirt-
schaftsräume der Welt zu machen. Als übergeordnete strategische Ziele verfolgt d
Dienstleistungsrichtlinie die Schaffung von Arbeitsplätzen und mehr Wirtschafts-
wachstum sowie die Förderung des grenzüberschreitend
tu
den Dienstleistungsverkehr abgebaut und die Niederlassungs- sowie die Dienstleis-
tungsfreiheit gewährleistet werden. Die Umsetzung der EU-DLR stellt neue Anforde-
rungen an Geschäftsprozesse und an IT-Strukturen der verschiedenen Träger der 
öffentlichen Verwaltung. 
 
Kernelemente der Richtlinie sind: 

− die Überprüfung und Vereinfachung der einschlägigen Verwaltungsverfahren 
(Art. 5 Abs. 1 EU-DLR) 

− die Einrichtung Einheitlicher Ansprechpartner (Art. 6 EU-DLR) 

(Art. 7 Abs. 1 u. 3 EU-DLR) 
− die Gewährleistung elektronischer Verfahrensabwicklung (Art. 8 Abs. 1 EU-

DLR) 
− die Genehmigungsfiktion bei Fristüberschreitung (Art. 13 Abs. 4 EU-DLR) 
− die Einführung eines elektronischen Europäischen Amtsh

 

                                            
51 Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über 
Dienstleistungen im Binnenmarkt („EU-Dienstleistungs-richtlinie“) (EU-DLR) 
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ngs-
s-

-
hat 
rts 
des 

das 

rbeitsgruppen. 

e-

l 

ältigt werden. Das Finanzministerium steht im engen Dia-
g mit den Kommunalen Landesverbänden und den Kammern des Landes, um ein 

er 
-

n-
e-

Anforderun-

-
 vor-

08 
, um ausreichend Zeit für die ggf. erforderlichen Rechtsanpas-

In Schleswig-Holstein liegt die Federführung für die Umsetzung der EU-Dienstleistu
richtlinie beim Finanzministerium. Ziel ist eine effiziente und wirtschaftsfreundliche Ge
taltung des aus der Richtlinie resultierenden organisatorischen und rechtlichen Hand
lungs- und Anpassungsbedarfs. Zur Umsetzung der Richtlinie innerhalb des Landes 
das Finanzministerium eine Projektstruktur eingerichtet, in welche neben den Resso
auch die Kommunalen Landesverbände, die Kammern, der IT-Dienstleister des Lan
„Dataport“ und - nach Bedarf - externe Sachverständige eingebunden sind. Die politi-
sche Steuerung erfolgt durch eine Projekt-Lenkungsgruppe, in welcher das Finanz-, 
Innen- sowie das Wirtschaftsressort vertreten sind. Die Sacharbeit innerhalb des Pro-
jekts erfolgt in drei A
 
Die Federführung im Bund liegt beim Bundeswirtschaftsministerium, das verschied
ne Bund-Länder-Arbeitsgruppen („Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie“, 
„Normenscreening“ und „Internal Market Information System - IMI“) eingerichtet hat. 
Dabei wurden drei zentrale Dokumente gemeinsam erarbeitet: Ein Anforderungsprofi
für Einheitliche Ansprechpartner, ein Papier über die in Frage kommenden Veror-
tungsoptionen für den Einheitlichen Ansprechpartner sowie ein Prüfraster für die 
durchzuführende Normenprüfung („Normenscreening“). 
 
Die Umsetzung der genannten Anforderungen in Deutschland muss ganz überwie-
gend auf Länderebene bew
lo
rechtliches und organisatorisches Konzept für die Einführung des Einheitlichen An-
sprechpartners in Schleswig-Holstein zu erarbeiten. Gegenwärtig steht die Frage im 
Mittelpunkt, ob das erforderliche Organisationsmodell kooperativ und in gemeinsam
Trägerschaft ausgestaltet werden kann. In Anbetracht der Komplexität der vom Ein
heitlichen Ansprechpartner wahrzunehmenden Funktionen stellt die Bewältigung die-
ser Anforderungen eine nicht zu unterschätzende Herausforderung dar.  
 
Mit Blick auf den engen Zeitplan müssen die Arbeiten zur Normenprüfung mit beso
derem Nachdruck vorangetrieben werden, zumal das Recht, das gegen die Anford
rungen der Richtlinie verstößt, bis Ende 2009 anzupassen ist. Bestimmte 
gen, die nach inhaltlicher Prüfung beibehalten werden sollen, müssen der Europäi-
schen Kommission mit näherer Begründung berichtet werden.  
 
Derzeit wird das Prüfraster elektronisch umgesetzt, um den Normenprüfprozess tech
nisch zu unterstützten und zu erleichtern. Die eigentliche Normenprüfung kann
aussichtlich im Frühjahr 2008 auf allen Ebenen beginnen. Sie soll noch im Jahr 20
abgeschlossen werden
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n - ha-

prüfung zu entlasten (z.B. durch die exemplarische Prüfung 
on Mustersatzungen, ggf. den Verzicht auf die Prüfung bestimmter Rechtsbereiche - 

-
er 

s Jahres 2007 hatte die Kommission 
ußerdem die Mitgliedsstaaten zu diversen Expertenworkshops eingeladen. Bei den 

-
to-

äteren Zeit-
unkt eingesetzt werden. 

buch über eine „Europäische Kommunikati-
nspolitik“ vom 1. Februar 2006 fortgeschrieben und konkretere Maßnahmen zur 

nd Durchführung 
U Kom ühzeitige Einbindung sowohl der Länder als 

n. Diesbezüglich haben die 

Strategischen Partnerscha  EU-Kommission zu vereinfachen. 

t und umfassend über 
d Bürger Europas in 

inen ständigen Dialog einbezogen werden. Insbesondere im Hinblick auf die Ratifi-
i 2009 halten die EU-

sungsmaßnahmen zu haben. Jede betroffene Recht setzende Körperschaft - also 
neben dem Bund und den Ländern insbesondere die Kommunen und Kammer
ben das eigene einschlägige Recht auf Richtlinienkonformität zu überprüfen. Die Er-
gebnisse werden unter Einsatz einer Datenbank erfasst und stehen so für die weite-
ren erforderlichen Verfahrensschritte elektronisch und einheitlich systematisiert zur 
Verfügung. Erklärtes Ziel ist es, die Normenprüfung so schlank und unbürokratisch 
wie möglich durchzuführen, um insbesondere den kommunalen Bereich bei der sehr 
umfangreichen Normen
v
bspw. Innenrecht). 
 
Zur Umsetzung hatte die Kommission Ende Juli 2007 ein „Umsetzungshandbuch“ 
vorgelegt. Zwei weitere Arbeitspapiere, die von der Kommission für die zweite Jah
reshälfte 2007 angekündigt waren, stehen noch aus (Bericht zur Implementierung d
DLR in das geplante elektronische Amtshilfesystem „IMI“ sowie ein Arbeitspapier zu 
Verhaltenskodizes für Dienstleister). Im Laufe de
a
Sitzungen berichteten die Mitgliedstaaten über ihre Umsetzungsüberlegungen; weiter
führende Beschlüsse wurden nicht getroffen. Der in Art. 40 DLR vorgesehene Komi
logieausschuss soll nach dem Willen der Kommission erst zu einem sp
p
 
3.6 Europäische Zielgruppenarbeit SH: Kommunikation mit und über Europa 
Mit der Mitteilung „Partnerschaft für die Kommunikation über Europa“ vom 3. Oktober 
2007 hat die EU-Kommission das Weiß
o
Kommunikation mit und über Europa formuliert. So ist u.a. beabsichtigt, das Zusam-
menwirken der EU-Kommission mit den Ländern bei der Planung u
von Aktionen der E - mission durch fr
auch der regionalen und lokalen Akteure zu verbesser
Länder gegenüber der EU-Kommission den Wunsch geäußert, insbesondere die 

ften mit der
Weiterhin soll die Kommunikation mit den Bürgerinnen und Bürgern Europas über 
Europa verstärkt werden, in dem verständlich, uneingeschränk
die Europäische Union informiert wird und die Bürgerinnen un
e
zierung des Reformvertrages und der EP-Wahlen im Jun
Kommission und die Europaminister und -senatoren der Länder dieses für ausge-
sprochen bedeutsam. 
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m möglichst viele Menschen in SH erreichen zu können, plant das MJAE unter sei-
zieller Unterstützung der KOM, Europa-Informations-

ro Info Centre, Europäisches Verbraucherzentrum, Euro-
esk, Europaschulen). 

-
e durchführen zu können, wiederholt werden.  

 

 

Europa-Infostand auf dem Schleswig-Holstein-Tag, NMS 
1. - 16. September 2008 Europa-Infostand auf der NordBau 

Ein erster wichtiger Schritt hierzu ist die Etablierung der deutschen Sprache im EU-
Internet-Portal, die die deutschen Länder gegenüber der EU gefordert haben. 
U
ner Federführung und mit finan
stände auf dem Schleswig-Holstein-Tag, der NordBau und der NORLA in 2008 in Zu-
sammenarbeit mit in Schleswig-Holstein tätigen europäischen Organisationen (Euro-
pa-Union, Europe direct, Eu
d
 
Als weitere besonders wichtige Zielgruppe der Kommunikation gelten Jugendliche, 
Schüler und Studenten, da sie die Multiplikatoren der Zukunft sind. Die Förderung 
ihrer Mobilität und ihres Verständnisses für Europa ist eines der vorrangigen Ziele, die 
hierbei verfolgt werden. In den Ländern wird der bereits im letzten Jahr mit Erfolg 
durchgeführte „EU-Projekttag an Schulen“ am 6. Mai 2008 mit der Option, auch an 
anderen Tagen der Europawoche, 2. - 11. Mai 2008, Veranstaltungen zu diesem Ta
g
 
Weiterhin stellt das MJAE auch 2008 wieder finanzielle Mittel für den internationalen
Austausch von Praktikantinnen und Praktikanten und Hospitanten und den Wettbe-
werb „Jugend-, Lehrlings- und Praktikantenaustausch“ zur Verfügung. 
 
Oberstes Ziel der Europapolitischen Kommunikation in 2008 ist die Steigerung des
Interesses für Europa und die bürgernahe Vermittlung von Wissen über Europa ins-
besondere auch vor dem Hintergrund der Neuerungen des Reformvertrages und der 
kommenden EP-Wahlen im Juni 2009. 
 
Geplante Veranstaltungen 2008 im Überblick: 
30.04.2008   Auftaktveranstaltung zur Europawoche 
2. - 11. Mai 2008  Europawoche 
6. Mai 2008   EU-Projekttag an Schulen 
8. Mai 2008   Wettbewerb zum Jugend-, Lehrlings- und Praktikanten- 

austausch 
11. - 13. Juli 2008  
1
18. - 21. September 2008 Europa-Infostand auf der NORLA 
 
4. Ostseepolitik und interregionale Zusammenarbeit 
Die schleswig-holsteinische Landesregierung konzentriert ihre interregionale Zusam-
menarbeit traditionell auf den Ostseeraum, aber auch die Zusammenarbeit im Nordsee-
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ion Pays de la 
. 

 der 

ach der Osterweiterung der Europäischen Union sind acht der zehn Ostseestaaten 
i-

 
n dem 

ber anderen transnationalen Regionen 
 

aritime Umwelt nachhaltig geschützt und erhalten werden. In diesem 
usammenhang ist insbesondere die Kooperation der Ostseeanrainerstaaten im 

e-

tz der gesam-
n Ostsee an. Gleichzeitig soll der HELCOM-Plan Grundlage für die regionale Um-

 

beit und Austausch in 
en Bereichen Kultur und Jugendbegegnung sind weitere wichtige Bausteine der 

en größten ökonomischen Poten-
ialen konzentrieren. Vor diesem Hintergrund stellen sich die vorrangigen Ziele und 

Aufgaben der Landesregierung wie folgt dar: 

raum gewinnt an Bedeutung. Die Partnerschaft mit der französischen Reg
Loire rundet das Bild der europapolitischen Zusammenarbeit der Landesregierung ab
 
4.1 Ostseezusammenarbeit 
Vorbemerkung: Eine ausführliche Darstellung der politischen Ziele und Aktivitäten
Landesregierung im Bereich Ostseezusammenarbeit erfolgt mit Vorlage des Ostsee-
berichts im Sommer 2008. 
 
N
EU-Mitglieder, Norwegen ist durch den Europäischen Wirtschaftsraum und die Russ
sche Föderation über die strategische EU-Russland-Partnerschaft in die Ostseezu-
sammenarbeit eng eingebunden. Diese politische Entwicklung sowie das vorhandene
enge Netzwerk staatlicher und nichtstaatlicher Ostseeorganisationen verschaffe
Ostseeraum einen Wettbewerbsvorteil gegenü
Europas, den die Landesregierung im Rahmen ihrer Ostseezusammenarbeit nutzt.
 
Übergeordnetes Ziel der Ostseezusammenarbeit ist die Stärkung des Standortes 
Schleswig-Holstein. Wirtschaftliche Chancen im Ostseeraum sollen gezielt genutzt, 
gleichzeitig die m
Z
Rahmen der Helsinki-Konvention zum Schutz der Ostsee (HELCOM) zu nennen. Di
se fordert in ihrem jüngst verabschiedeten „Baltic Sea Action Plan“ umfangreiche 
Maßnahmen im Bereich Biodiversitätsschutz, Schiffsverkehr, Einträge von Schad- 
und Nährstoffen und strebt damit einen optimierten und effektiven Schu
te
setzung der EG-Meeresumweltpolitik im Ostseeraum sein.  
Darüber hinaus soll die Funktion Schleswig-Holsteins als Transportdrehscheibe im 
Ostseeraum gefestigt und gleichzeitig dafür Sorge getragen werden, dass die Ostsee
zum weltweit sichersten Seeverkehrsgebiet weiterentwickelt wird. Der Ausbau der 
Ostseeregion zu einer „Region der zivilen Sicherheit“, der Ausbau der Hochschulzu-
sammenarbeit zur „Wissensregion Ostsee“ sowie Zusammenar
d
Ostseezusammenarbeit.  
 
Im Vordergrund der Aktivitäten stehen die Initiierung und politische Unterstützung 
konkreter Projekte mit sichtbarem Mehrwert für das Land. Ostseezusammenarbeit 
wird sich strategisch stärker auf die Regionen mit d
z
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s waren Ausgangspunkt für das 

-

en wie die Entwicklung eines maritimen Clusters im Ostseeraum, 
erbesserung der Schiffssicherheit, intensivierter Meeresschutz, maritime For-

SPC - Baltic Sea Parliamentary Conference) und der Konferenz der Subregionen 

chleswig-Holstein wird seine Vorsitzfunktion in der Arbeitsgruppe Meerespolitik der 

en 

kqui-
-Holstein maßgeblich initiierten Gründung einer 

altic Sea Group im Ausschuss der Regionen ist eine gezielte Vertretung von Ost-

Entwicklung des Ostseeraums zur maritimen Modellregion Europas 
Die besonderen maritimen Kompetenzen des Lande
Engagement der Landesregierung für eine integrative Europäische Meerespolitik. 
Hier hat Schleswig-Holstein sich einen Ruf erarbeitet, der Einfluss- und Mitgestal-
tungsmöglichkeiten auf europäischer Ebene eröffnet hat. Auf Initiative Schleswig-
Holsteins ist das Thema Meerespolitik heute einer der Schwerpunkte der Zusammen
arbeit im Ostseeraum. Die Verknüpfung von Europa- und Ostseepolitik hat sich als 
äußerst effektiv erwiesen und soll fortgesetzt werden. 
 
Ziel ist die Entwicklung der Ostseeregion zur maritimen Modellregion Europas. Mit 
diesem übergeordneten Ziel werden gleichzeitig für Schleswig-Holstein so wichtige 
Projekte und Them
V
schungszusammenarbeit etc. vorangebracht. 
Diese schleswig-holsteinische Initiative wird von den norddeutschen Ländern, der 
Bundesregierung und Ostseegremien wie z.B. der Ostseeparlamentarierkonferenz 
(B
des Ostseeraums (BSSSC - Baltic Sea States Subregional Cooperation) mitgetragen 
und unterstützt. 
 
Koordinierendes Gremium zur Zielerreichung sollte aus Sicht der Landesregierung 
der Ostseerat sein. Mit Unterstützung des Auswärtigen Amtes und im Verbund mit 
den Ländern Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern setzt sich Schleswig-Holstein 
für die Einsetzung einer Task Force Meerespolitik beim Ostseerat ein. 
 
S
Konferenz der Subregionen des Ostseeraums nutzen, um auch weiterhin die regiona-
len Interessen des Ostseeraums zu bündeln und gegenüber der Europäischen Kom-
mission zu vertreten. Gleichzeitig sollen über dieses Instrument maritime Modellvor-
haben wie z.B. die Bildung eines maritimen Clusters Ostseeraum oder Projekte in d
Bereichen Clean Ship und Clean Port vorangebracht werden.  
 
Die BSSSC Jahreskonferenz im September 2008 in Kaunas soll genutzt werden, um 
weitere Unterstützung für eine gemeinsame Meerespolitik des Ostseeraums zu a
rieren. Mit der 2007 von Schleswig
B
see-Interessen auf Brüsseler Ebene beabsichtigt. 
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t zur Realisierung der Ziele der Landesregierung im Ostsee-
um ist das europäische Förderprogramm INTERREG in seiner transnationalen 

agement der Ostsee als gemein-
 und ‚Förde-

ionen’. Zukünftig können Pro-
d durchgeführt werden. Sie werden bei 

öglichst 
ojekte in Schleswig-Holstein zu generieren 

ntegration des sog. „Eu-
päischen Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstruments“ (ENPI), das es Projekt-

 

-

inen Beitrag zur Stärkung des maritimen Standortes 
chleswig-Holstein leisten kann.  

Effiziente Nutzung des neuen EU-Programms zur transnationalen Zusammen-
arbeit im Ostseeraum (INTERREG IV B Ostsee)  
Ein wichtiges Instrumen
ra
Ausprägung (IV B). Die grundlegenden Themen finden sich wieder in den vier Priori-
täten: ‚Innovationsförderung im Ostseeraum’, ‚Man
same Ressource’, ‚Externe und interne Erreichbarkeit des Ostseeraums’
rung attraktiver und wettbewerbsfähiger Städte und Reg
jekte mit diesen Schwerpunkten beantragt un
Genehmigung mit 75% (Förderquote) von der EU kofinanziert. Ziel ist es, m
viele zukunftsweisende und nachhaltige Pr
und anzusiedeln.  
 
In jüngeren Analysen attestierte die Europäische Kommission, dass die Umsetzung 
des INTERREG-Programms im Ostseeraum für die Förderperiode 2000 – 2006 im 
Vergleich zu allen anderen transnationalen INTERREG-Programmen am besten ist.  
 
Neu im Rahmen des Ostseeprogramms 2007 – 2013 ist die I
ro
partnern aus Nordwestrussland und dem gesamten weißrussischen Gebiet ermög-
licht, an den Programmaktivitäten teilzunehmen. Hierdurch bestehen bessere Chan-
cen für schleswig-holsteinische Projektträger, z.B. gemeinsam mit der Partnerregion
Kaliningrad Vorhaben zu entwickeln. Das Programm zielt zudem darauf ab, Investiti-
onsvorbereitende Maßnahmen zu fördern, die über die reine transnationale Netz-
werkbildung hinausgehen.    
 
Für das im Dezember 2007 von der Kommission genehmigte Programm für den Ost-
seeraum läuft vom 25. Februar bis 30. Mai die erste Antragsrunde, die in diesem Jahr 
noch von einer weiteren gefolgt wird. Damit wird den Projektinteressierten Gelegen
heit gegeben, sich aktiv an der Weiterentwicklung des Ostseeraums zu beteiligen. 
Eine Vielzahl an innovativen Projektideen besteht bereits, die seitens des Landes Un-
terstützung bei der Projektentwicklung erhalten. Dazu zählt z.B. das Projekt „Baltic 
Sea Maritime Cluster“, das den Clustergedanken auf die gesamte Ostseeregion aus-
weiten möchte und somit e
S
 
Weiterentwicklung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit mit Dänemark 
Für die Landesregierung ist die weitere Entwicklung der grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit mit Dänemark ein zentrales Anliegen. Mit der Partnerschaftserklä-
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-

nd 
eschäftigung in der Grenzregion. Dazu zählen:   

h führen. Im Rahmen des „Zukunftprogramms Arbeit“ soll ein Ideenwett-
ewerb starten, um grenzüberschreitende Projekte zu fördern. Um die Sprachkompe-

teil der 
 

ro-

 

-

r 

 

eiterentwicklung der Kooperation in der Südwestlichen Ostseeregion 

e 

rung zwischen der neuen Region Süddänemark und Schleswig-Holstein vom Juni 
2007 wurde die Zusammenarbeit in der nördlichen Grenzregion auf eine neue, breite
re Grundlage gestellt.  
 
Mit Leuchtturmprojekten unterstützt die Landesregierung Wirtschaftswachstum u
B

• der Aufbau einer „Technologieregion erneuerbare Ressourcen“,  
• ein „Kompetenzzentrum Ernährungswirtschaft“,  
• das Projekt „Cross Border Logistics“, 
• die Hochschulen mit dem Projekt  „Collegium Mare Balticum“ und  
• der Ausbau des „Doms der Sinne“. 

Die Partnerschaftserklärung soll zu handfesten Projekten gerade auch im Arbeits-
marktbereic
b
tenz zu fördern, soll die Sprachförderung und der Jugendaustausch Bestand
grenzüberschreitenden Projekte sein. Darüber hinaus werden Impulse gegeben, um
die grenzüberschreitende Anerkennung von Abschlüssen zu verbessern und ein 
Netzwerk der arbeitsmarktpolitischen Praktiker zu schaffen. 
 
Bei der Stärkung der deutsch-dänischen Grenzregion spielt die INTERREG IV A P
grammgeneration 2007 bis 2013 eine große Rolle. Künftig wird es zwei statt bisher 
drei Programmräume geben: Im Norden Syddanmark-Schleswig-KERN und in der 
Fehmarnbeltregion Seeland-Ostholstein-Lübeck und Plön. Im Dezember 2007 hat die
Europäische Kommission die Operationellen Programme für die beiden deutsch-
dänischen Programmräume genehmigt. 
 
Allein für die grenzüberschreitende Projektarbeit in der Region Syddanmark/ Schles-
wig und KERN stehen im kommenden Förderzeitraum 2007 bis 2013 EU-INTERREG
Mittel in Höhe von rund 44 Millionen Euro zur Verfügung. Zusammen mit den deut-
schen und dänischen Kofinanzierungsmitteln ergibt sich ein Gesamtvolumen von 
knapp 70 Millionen Euro für die Nordregion.  Das Gesamtvolumen des Programms fü
die Fehmarnbeltregion beträgt deutlich über 30 Millionen Euro mit einem EU-Anteil 
von rund 23 Millionen Euro. Für einzelne Projekte können EU-Mittel bis maximal 75
Prozent gewährt werden. 
 
W
Die erfolgreiche Zusammenarbeit in der strategischen Partnerschaft STRING verbin-
det Schleswig-Holstein mit den Regionen Hamburg, Skane (Südschweden) und den 
beiden neuen dänischen Regionen Seeland und Hauptstadtregion Kopenhagen. Di
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chaft, Klimaschutz und erneuerbare Energien stehen im Zentrum. Die Kooperation 

bei 

en die Themen Klimawandel, Forschung und Arbeit sein. Für Mai 2008 ist ein politi-
 

er Wissenseinrichtungen nach Westen, das verstärkte russische Interesse an pro-
nd die Bereitschaft zur Zusammenarbeit im KMU-

-
n der 

rojektkooperation haben. Eine Beteiligung der nordwestrussischen Regionen ist mit 
 

ation 
burg u.a.). 

 

seit 1999 bestehende STRING-Partnerschaft ist zum zentralen Handlungsrahmen für 
die Zusammenarbeit in der Wachstumsregion Südwestliche Ostsee geworden. Die 
Themen Forschung und Wissenschaft, Biotechnologie, Regionalpolitik, maritime Wirt-
s
wird mit dem Bau der Fehmarnbelt-Brücke zusätzliche Schubkraft bekommen.   
 
Ein Meilenstein wird im Herbst 2008 das Politische Forum in Kopenhagen sein. Da
soll es vorrangig um die aus dem Jahrhundertprojekt Fehmarnbelt-Brücke resultie-
renden Entwicklungsperspektiven gehen und um die Herausforderungen, die ein sol-
ches Mammut-Bauprojekt für die Region mit sich bringt. Weitere Schwerpunkte wer-
d
scher Besuch des Ministerpräsidenten und des Europaministers in der Öresundregion
geplant.    
 
Stärkung der Zusammenarbeit mit Nordwest-Russland und Pommern  
Der russische Nordwesten gehört zu den Wissens- und Wachstumsregionen Russ-
lands und des Ostseeraums. St. Petersburg und Kaliningrad boomen. Die Öffnung 
d
jektbezogenen Kooperationen u
Sektor haben sich auch bei der am 13. und 14. November 2007 vom MJAE in Zu-
sammenarbeit mit der Regierung des Kaliningrader Gebiets durchgeführten Präsenta-
tion „Wirtschaft und Kultur des Kaliningrader Gebiets in Schleswig-Holstein“ gezeigt. 
2008 sollen die dort erarbeiteten Chancen genutzt werden, insbesondere im Bereich 
Berufliche Bildung, in der kulturellen Zusammenarbeit im Zusammenhang mit dem 
Russland-Schwerpunkt des SHMF 2008 und im Gesundheitssektor. 
 
Zentrale Bedeutung für die Stärkung der Zusammenarbeit mit Nordwestrussland wer
den die mit dem INTERREG IV B Ostseeprogramm bestehenden Möglichkeite
P
Mitteln aus dem Europäischen Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstrument (ENPI)
im Rahmen des Ostseeprogramms möglich. Bereits jetzt sind Projekte in den Berei-
chen Hochschulbildung und Gesundheit sehr weit fortgeschritten (Beispiele: Projekt 
Northern Maritime University der FH Kiel & Makarov-Seeakademie St. Petersburg 
sowie Projekt ICT for Health in European regions with ageing and decling popul
der AOK Schleswig-Holstein & Pavlov Universität St. Peters
 
Die Partnerschaft mit der Wojewodschaft Pommern bleibt ein Schwerpunkt. Die Un-
terstützung für Polen aus EU-Strukturfondsmitteln wird für den Zeitraum 2007-2013 
mehr als 60 Milliarden Euro umfassen. Davon fließen rund 5 Milliarden Euro in die
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. Für die zweite Hälfte des Jahres ist eine Präsen-

il-
n-

 die mit den baltischen Staaten, Polen, St. Petersburg und dem Oblast Kali-
ingrad vereinbarten Sicherheitspartnerschaften, die 2007 durch bilaterale Proto-

 
-

 

ie Bedingungen für Zusammenarbeit hier ungleich schwieriger, 
ie Möglichkeiten begrenzter als im Ostseeraum. Eine Ausnahme bildet die internati-

ne 
 

eration zum Schutz des Wattenmeeres, bei 
em die Landesregierung mit den benachbarten Bundesländern bzw. dem Bund so-

ich die Aktivitäten der Landesregierung im Nordseeraum 
uf Verstetigung sowie inhaltliche Fokussierung der bestehenden Fachkooperationen 

pielsweise die 

n, 

Region Pommern. Das sind potenzielle Absatzmärkte für kleine und mittelständische 
Unternehmen in Schleswig-Holstein
tation von Pommern in Schleswig-Holstein in enger Abstimmung mit der IHK geplant.  
 
Schleswig-Holstein und Pommern unterstützen das ökumenische Projekt „Brot und 
Fisch“ – das Kommunikationskonzept für eine nachhaltige Landwirtschafts- und Mee-
respolitik. Nach Lübeck 2007 werden die nächsten Brot- und Fischtage 2008 oder 
2009 in Danzig stattfinden. Daran werden auch Vertreter aus Schleswig-Holstein te
nehmen. Zudem setzen sich die regionalen Regierungen dafür ein, eine Dauerpräse
tation von Werken des gebürtigen Danzigers Günter Grass in Danzig zu realisieren.  
 
Vor allem
n
kollerklärungen geschlossen wurden, werden 2008 durch engen Austausch und Zu-
sammenarbeit der jeweiligen Polizeibehörden untereinander fortgesetzt. Das betrifft im
Wesentlichen die Bekämpfung der länderübergreifenden organisierten Kriminalität so
wie verschiedene Austauschprojekte im Rahmen der Beratungs- und Ausbildungshilfe.
 
4.2 Nordseezusammenarbeit 
Da es im Bereich der Nordseezusammenarbeit wenig gewachsene Kooperations-
strukturen gibt, sind d
d
onale Kooperation zum Schutz der Nordsee. Hier kann die Landesregierung auf ei
langjährige und fortlaufende Mitarbeit bei dem regionalen Oslo-Paris-Übereinkommen
(OSPAR) zum Schutz des Nordostatlantiks, einschließlich der Nordsee, zurückgrei-
fen. Gleiches gilt für die Trilaterale Koop
d
wie den Nachbarländern Dänemark und Holland intensiv zusammenarbeitet.  
 
Im Übrigen konzentrieren s
a
auf Themen, die im besonderen Interesse des Landes liegen, wie beis
Meerespolitik. Strategisches Ziel ist die Stärkung Schleswig-Holsteins als „Land zwi-
schen den Meeren“ und in diesem Zusammenhang die Verzahnung schleswig-
holsteinischer Interessen im Ostsee- und Nordseebereich.  
 
Dazu können die schleswig-holsteinische Mitgliedschaft in der Nordseekommissio
die INTERREG IV B Nordseeprojekte und die Partnerschaften mit der norwegischen 
Region Eastern Norway County Network sowie mit Syddanmark genutzt werden. 
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 das Nordsee- und Ost-

n 

 
es 

ter der Dachmarke 
orthern Maritime University“ sind eine Reihe von europäischen Hochschulen dabei, 

tei-

as belegt, dass Nordseekooperation in Teilbereichen sehr lebendig ist, von schles-

r Nordseekommission 
 

 Konferenz der peripheren Küstenregio-
nen
pam -
see
ste enutzt werden, die 

eerespolitischen Interessen des Landes in den Nordseeraum einzubringen. Dafür 

Nutzung des EU-Programms zur transnationalen Zusammenarbeit im Nordsee-
raum (INTERREG IV B Nordsee) 

Die 2007 erfolgte Zusammenlegung der Zuständigkeiten für
seeprogramm unter dem Dach des MJAE ist eine Weichenstellung. Schleswig-
Holstein kann sich dadurch als Land zwischen Nord- und Ostsee besser positioniere
und Synergieeffekte zwischen beiden Programmräumen erzielen.  

Im INTERREG IV B Nordseeprogramm finden sich ähnliche Schwerpunkte wie im 
Ostseeprogramm, die dafür Sorge tragen sollen, dass die Projektziele verstärkt auf 
wirtschaftliche Notwendigkeiten ausgerichtet werden. Zu den wichtigen Handlungsfel-
dern zählen u.a. erneuerbare Energien, die maritime Wirtschaft oder der Küsten-
schutz. 
 
Perspektivreich ist z.B. das Projekt „Northern Maritime University“, das im INTERREG
IVB Nordseeprogramm bereits einen Zuschlag erhalten hat und auch im Rahmen d
INTERREG IVB Ostseeprogramms einen Antrag stellen wird. Un
„N
seeverkehrswirtschaftliche Lehrmodule zu entwickeln, die schwerpunktmäßig dem 
Bereich „Maritime Business Management“ zuzuordnen sind. Hier zeigt sich exempla-
risch, wie sinnvoll es ist, Nordsee- und Ostseeaktivitäten stärker strategisch aufein-
ander abzustimmen. 
 
Für die zweite Antragsrunde im ersten Quartal 2008 ist ein Erfolg versprechender 
Projektentwurf zu erneuerbaren Energien vorbereitet (Power Cluster) mit einer Be
ligung durch die Wirtschaftsakademie Schleswig-Holstein und dem Ministerium für 
Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr. 
 
D
wig-holsteinischen Akteuren angenommen wird und einen Mehrwert für die Entwick-
lung des Landes erzeugt. 
 
Politische Zusammenarbeit im Rahmen de
Schleswig-Holstein ist seit Juni 2007 Mitglied der Nordseekommission (NSC - North
Sea Commission), einer Untergliederung der

 Europas (CPMR - Conference of Peripheral Maritime Regions of Europe). Euro-
inister Uwe Döring ist als Repräsentant Deutschlands in den Vorstand der Nord

kommission aufgenommen worden, Landtagspräsident Martin Kayenburg als 
llvertretendes Mitglied. Die Mitgliedschaft soll vorrangig dafür g

m
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 der Partnerregion Eastern Nor-
wa n 
der
 
4.3
Im 
sch
len
erh
bes  
2006 erweitert und vertieft. Im September 2007 mündete dies in eine Freundschafts-
rklärung, unterzeichnet durch Ministerpräsident Carstensen und den amtierenden 

ette. Für Mai 2008 haben sich die Partner auf eine wei-
terg
arb
Wir
 
Bis en Zusammenarbeit waren der intensive 
ugend- und Schüleraustausch, Messegemeinschaftsstände für die Präsentationen 

enseitigen Kunstaus-
ste  
und
in d
telt
tau
zes -
terg
 
5. A  von herausgehobener 

ist auch die enge Zusammenarbeit mit den Akteuren
y County Network hilfreich, da Vorsitz und Sekretariat der Nordseekommission vo
 norwegischen Partnerregion Telemark gestellt werden. 

 Partnerschaft mit der Region Pays de la Loire 
Rahmen der deutsch-französischen Freundschaft haben die Partnerschaften zwi-
en den französischen Regionen und den deutschen Ländern einen hohen Stel-
wert, da diese die Kompetenz in Sprache, Wirtschaft und europäischem Denken 
öhen. Die Partnerschaft zwischen Schleswig-Holstein und den Pays de la Loire 
teht seit 1992 und wurde anlässlich des Besuchs von Minister Döring im Oktober

e
Präsidenten der Region Auxi

ehende Kooperationserklärung, die sich über die bisher vereinbarte Zusammen-
eit hinaus insbesondere auf die Bereiche Europäische Meerespolitik, Maritime 
tschaft und Erneuerbare Energien ausdehnen soll, geeinigt.  

herige Schwerpunkte der partnerschaftlich
J
von Unternehmen und der Künstleraustausch in Form von geg

llungen, Theateraufführungen und Konzerten. Insbesondere sozial benachteiligte
 gering qualifizierte Jugendliche bekamen für ihre leichtere spätere Eingliederung 
en Arbeitsmarkt zusätzliche berufliche und interkulturelle Qualifikationen vermit-

. Zu diesem Zweck werden Berufsschulpartnerschaften gepflegt und die Aus-
schmöglichkeiten während der Ausbildung im Rahmen des Berufsbildungsgeset-
 genutzt, wovon ebenso die regulären Auszubildenden ohne problematischen Hin
rund profitieren. 

rbeitsprogramm der Kommission 2008: Maßnahmen
Bedeutung für Schleswig-Holstein im Zuständigkeitsbereich der Ressorts 

Min
•  

ten 

 

 
isterium für Justiz, Arbeit und Europa 
Mitteilung über die nächste Mehrjahresstrategie zum Aufbau eines Raumes der
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts;  
Diese Maßnahme ist vor allem darauf ausgerichtet, für einige Jahre die Prioritä
und Ziele der künftigen Entwicklung der EU zu einem Raum der Freiheit, der Si-
cherheit und des Rechts festzulegen und die Mittel und Maßnahmen zu bestim-
men, mit denen sich diese Ziele am besten erreichen lassen. 
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• 
 zwi-

schen den Behörden der Mitgliedstaaten bei der Bekämpfung der grenzüber-
n 

 die Koordinie-
erfolgungsmaßnahmen. Im Hinblick auf eine wirk-

t und die Beziehungen zwischen Eurojust und 
ust ei-

n organisierten 
Kriminalität leisten können. 

 
• 

bene Stellung bezogen werden. 
 
• Rechtsinstrument etreffend Erb- und Testamentssachen. 

 

 

 
• her; 

des gemeinschaftli-

echtssicherheit für Verbraucher und 

oben und außerdem neue Vor-
-

 nach einem kombinierten An-

Legislativvorschlag zur Stärkung von Eurojust;  
Eurojust spielt eine wichtige Rolle für die Abstimmung und Zusammenarbeit

schreitenden organisierten Kriminalität. Derzeit sind die Befugnisse der nationale
Mitglieder von Eurojust begrenzt; sie erstrecken sich vor allem auf
rung von Ermittlungs- und Strafv
samere Bekämpfung der grenzüberschreitenden organisierten Kriminalität sollten 
die Befugnisse von Eurojust verstärk
dem Europäischen Justiziellen Netz neu strukturiert werden. So wird Euroj
nen solideren Beitrag zur Bekämpfung der grenzüberschreitende

Mitteilung über E-Justiz; 
Ziel der Mitteilung ist es, unter weitgehender Einbeziehung der vorhandenen und 
geplanten Gemeinschaftsinstrumente wie der Strafregister und einer elektroni-
schen Zahlungsanordnung der EU eine globale Strategie der Kommission zum 
Thema E-Justiz festzulegen. Außerdem soll zu den Plänen zur Portalvernetzung 
auf EU-E

b
Das Leben der EU-Bürger soll dadurch erleichtert werden, dass ein kohärenter 
Rechtsrahmen für die Beilegung von Rechtskonflikten bei Erbsachen, Fragen der
gerichtlichen Zuständigkeit, die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen sowie die Schriftstücke und außergerichtlichen Urkunden, die für 
eine außergerichtliche Regelung von Erbsachen erforderlich sind (Testamente, 
notarielle Urkunden, behördliche Bescheinigungen), geschaffen wird. Eine Euro-
päische Erbbescheinigung und ein Verfahren, wonach genau ermittelt werden 
kann, ob eine in der EU ansässige Person ein Testament oder eine letztwillige
Verfügung hinterlassen hat, sind ebenfalls vorgesehen. 

Vorschlag für eine Rahmenrichtlinie über die vertraglichen Rechte der Verbrauc
Im Rahmen des übergeordneten Ziels einer Überarbeitung 
chen Besitzstands soll der Regelungsrahmen für die Verbraucherpolitik verein-
facht und kohärenter gestaltet und somit die R
Unternehmer verbessert werden. Mit dem Rechtsinstrument werden geltende 
Richtlinien zum Teil kodifiziert und zum Teil aufgeh
schriften erlassen. Je nach dem Endergebnis der Überprüfung wird bei der Über
arbeitung des Besitzstands höchstwahrscheinlich
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• 

hutzinstrumente (z.B. 
elektronische Reiseerlaubnis);  

tzinstrumente 

 
ö-
r 

 

us Dritt-
staaten, damit die Ressourcen besser auf die Grenzkontrollen konzentriert werden 

 
-
 

 Menschen, die ihr Leben beim illegalen Überschreiten der Gren-
zen in Gefahr bringen). Auf der Grundlage der FRONTEX-Evaluierung und insbe-

ission die Einführung eines europäischen 

 

satz vorgegangen werden. So wird ein horizontales Instrument verabschiedet 
werden, das, soweit erforderlich, durch vertikale Lösungen abgestützt wird. 

Maßnahmenpaket Asyl, insbesondere die angekündigte Mitteilung über das Ein-
reise-/Ausreisesystem und andere Grenzsc

a) Mitteilung über Einreise-/Ausreisesystem und andere Grenzschu
(z.B. elektronische Reiseerlaubnis) 
b) Bericht über die Evaluierung und die künftige Entwicklung von Frontex 
c) Mitteilung über ein europäisches Grenzüberwachungssystem 

Zu a) Hauptziel ist die Straffung der Grenzkontrollverfahren für Drittstaatsangeh
rige zum Zweck der besseren Steuerung der Migrationsströme, Verhinderung de
illegalen Einwanderung sowie möglicher Gefahren für die Sicherheit der EU sowie
der Erleichterung der Grenzüberschreitung (sowohl bei der EU-Einreise als auch 
bei der Ausreise aus der EU) für EU-Bürger und Bona-fide-Reisende a

können. 
Zu b) Einführung einer wirklich integrierten Verwaltung der Außengrenzen auf eu-
ropäischer Ebene. 
Verbesserung der operativen Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen für 
die Kontrolle der Außengrenzen der Europäischen Union und die Steuerung der
Migrationsströme zuständigen Dienste der Mitgliedstaaten. Drosselung der illega
len Einwanderung an den Außengrenzen, Verhinderung des Menschenhandels in
die Union unter Berücksichtigung der humanitären Aspekte dieses Phänomens 
(d.h. Rettung von

sondere der Evaluierung der Soforteinsatzteams für Grenzsicherungszwecke 
(RABIT) wird die Durchführbarkeit der Einführung eines europäischen Systems 
von Grenzschutzkräften geprüft. 
Zu c) In der Mitteilung wird die Komm
Grenzüberwachungssystems in drei Phasen vorschlagen: 
1) Verknüpfung und Straffung bestehender Melde- und Überwachungssysteme 
auf Ebene der Mitgliedstaaten (2008 - 2009) 
2) Entwicklung und Einsatz gemeinsamer Instrumente und Anwendungen für die
Grenzüberwachung auf EU-Ebene (2008 - 2013) 
3) Einführung einer gemeinsamen Informationsanwendung für den Seebereich 
(Mittelmeer und Schwarzes Meer) (2012 - 2013) 
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haffung eines europäischen Grenzüberwa-

 

 
• 

 

Business Act“ für Europa;  
all Business Act" für Europa werden eine Reihe allgemeiner 

 
-

mmission (z.B. besserer Zugang von KMU zu öffentlichen 

 
• 

aten über die Wahrung von 
Ansprüchen der Arbeitnehmer beim Übergang von Unternehmen, Betrieben oder 

 Daher ist nicht klar, wie die Bestimmungen 

 
de Vorgänge dieser Art abstellen. Dadurch sollen die Rechts-

ssert, den Unternehmen Kosten-
einsparungen ermöglicht und der Schutz der Arbeitnehmer verbessert werden. 

Dieser dreiphasige Ansatz für die Sc
chungssystems dürfte die innere Sicherheit des Schengen-Raums durch die Ver-
hinderung der illegalen Einwanderung, des Menschenhandels, Terrorismus usw. 
spürbar erhöhen und zugleich die Todesrate bei den illegalen Einwanderern durch
vermehrte Seerettung deutlich verringern. 

Verordnung über das Statut der Europäischen Privatgesellschaft;  
Ziel der Europäischen Privatgesellschaft ist es, die Mobilität und Wettbewerbsfä-
higkeit von europäischen KMU zu erhöhen. In den Mitgliedstaaten gemeinsame 
Regeln für KMU einzuführen, würde es ihnen erleichtern, grenzüberschreitende 
Tätigkeiten wahrzunehmen, indem die Aufnahme neuer Tätigkeiten in anderen 
Mitgliedstaaten und/oder die Umstrukturierung von bestehenden Tätigkeiten in 
einfachere Strukturen erleichtert wird. In verschiedenen Mitgliedstaaten mit den 
gleichen gesellschaftsrechtlichen Bestimmungen tätig zu sein, würde die Kosten 
für die Befolgung von Vorschriften reduzieren und die Gründung und den Betrieb
von Unternehmen in der EU einfacher und kostengünstiger gestalten. 

 
• Mitteilung „Small 

Gegenstand des „Sm
Grundsätze (z.B. spezifische Behandlung von KMU in Rechtsakten gemäß dem 
Grundsatz "Think Small First", Abbau von Hindernissen für grenzüberschreitende 
Tätigkeiten, besserer Zugang von KMU zu EU-Programmen und zu Innovation 
und Wachstum), Rechtsetzungsmaßnahmen (z.B. Vorschlag für das Statut der
Europäischen Privatgesellschaft) und konkrete Maßnahmen sowohl der Mitglied
staaten als auch der Ko
Aufträgen) sein. 

Vorschlag für eine Richtlinie zur Änderung der Richtlinie 2001/23/EG des Rates 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedsta

Unternehmens- oder Betriebsteilen. 
Die Richtlinie 2001/23/EG enthält keine Bestimmungen für Fälle, in denen Konflik-
te von Rechtsvorschriften bestehen.
der Richtlinie auf den grenzüberschreitenden Übergang anzuwenden sind. Der 
Vorschlag, den die Kommission nach zwei Phasen der Konsultation der Sozial-
partner vorzulegen hat, wird daher auf eine Klärung der Anwendung der Richtlinie
auf grenzübergreifen
sicherheit für die Wirtschaft und die Justiz verbe
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Min
• t zu ECVET 

 
en. 

ditpunktesystem für die berufliche Bildung (ECVET) ist ein In-
strument zur Förderung der Transparenz und Vergleichbarkeit in der beruflichen 

 Europäischen 
t dazu seit 2004 eine Arbeits-

tei-
u 

 

 
nenministerium  

• Innere Sicherheit 
Die Kommission will ihre Bemühungen um die Sicherheit der EU-Bürger fortset-
zen. 2009 erhält der Schutz vor Terroranschlägen mit chemischen, biologischen, 
nuklearen und radiologischen Mitteln besondere Aufmerksamkeit. Die Kommission 
unterbreitet Vorschläge zur Verbesserung der Wirksamkeit des Katastrophen-
schutzes, insbesondere als Folgemaßnahme der für 2008 geplanten Mitteilung 
über Terrorprävention. 
Da der Schutz vor Terroranschlägen ein zentrales Anliegen der Europäischen 
Gemeinschaft ist und sein muss, und die von der EU zu treffenden Maßnahmen 
auch Auswirkungen auf Schleswig-Holstein haben werden, wird diese Maßnahme 
aus hiesiger Sicht als besonders prioritär angesehen. 

 
• Asylpolitisches Aktionsprogramm: 

a) Vorschlag zur Änderung der Ratsrichtlinie 2003/9/EG über Mindestnormen für 
die Aufnahme von Asylbewerbern  
b) Vorschlag zur Änderung der Ratsverordnung 343/2003/EG zur Festlegung der 
Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung 
eines von einem Drittstaatsangehörigen in einem Mitgliedstaat gestellten Asylan-
trags zuständig ist  
c) Änderung der Richtlinie über Asylverfahren  

isterium für Bildung und Frauen 
Empfehlungen von Rat und Europäischem Parlamen
ECVET – European Credit System for Vocational Education and Training – soll ein
Europäisches Kreditpunktesystem für berufliche Aus- und Weiterbildung werd
Das Europäische Kre

Bildung und steht in engem sachlichem Zusammenhang mit dem
Qualifikationsrahmen (EQR). Die EU-Kommission ha
gruppe aus verschiedenen Europäischen Ländern (Sozialpartner und Experten) 
eingesetzt, um das System zu erarbeiten. Im Kontext des Kopenhagen-Prozesses 
für die berufliche Bildung und abhängig von der Vorlage einer Kommissionsmit
lung werden im Mai 2008 Empfehlungen von Rat und Europäischem Parlament z
ECVET und zum Netzwerk der Qualitätssicherung im Bereich der beruflichen Bil-
dung (ENQUA VET) beraten. Die Empfehlung wird von großer Bedeutung für die
weitere europäische Zusammenarbeit sein, Ausstrahlung auf die nationalen Bil-
dungssysteme haben und bedarf deshalb der besonderen Beobachtung. 

In
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d) Änderung der Richtlinie über die Zuerkennung des Flüchtlingsstatus und die 
Annäherung der Formen des subsidiären Schutzes  
Zudem wird begrüßt, dass die Verwirklichung der Gemeinsamen Einwanderungs-
politik in der Jährlichen Strategieplanung für 2009 zu den Prioritäten der EU-
Kommission gehört. 

 
Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Ländliche Räume 
• Überprüfung der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) 

Die Legislativvorschläge zur Überprüfung der GAP sehen Optionen zur Betriebs-
prämienregelung und zu den Marktstützungsinstrumenten vor. Diese Überprüfung 
ist keine grundsätzliche Reform, sondern soll sicherstellen, dass die Ziele der 
GAP reibungslos umgesetzt und, wo dies möglich ist, auch vereinfacht werden. 
Die Initiative geht auf die Überprüfungsklauseln zurück, die Gegenstand der GAP-
Reformen von 2003/2004 waren. Die EU-Kommission hat angekündigt, die Vor-
schläge zum „Health Check“ mit den Mitgliedstaaten, Regionen und Betroffenen 
zu diskutieren. Die dann überarbeiteten Vorschläge sollen im Mai 2008 vorgelegt 
werden; die Beschlussfassung ist für das zweite Halbjahr 2008 vorgesehen. 
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1. Das jährliche Arbeitsprogramm der Europäischen Kommission 

 
Zu Beginn ihrer Amtszeit im Jahr 2004 hatte die Barroso-Kommission ihre strategischen Ziele 
definiert: Wohlstand, Solidarität, Sicherheit und Freiheit der Bürger sowie ein stärkeres Europa in 
der Welt. Auch in 2008 will sie sich darauf konzentrieren, im Rahmen dieser Ziele konkrete 
Ergebnisse zu liefern. Wichtige Herausforderungen, vor denen die EU steht – Klimawandel, 
Energieversorgung, Migration –, berühren mehrere dieser Ziele und sind nur in einem globalen 
Ansatz mit Partnern auf der ganzen Welt zu bewältigen. Die Überprüfung des Finanzrahmens der 
EU ist ein weiterer Ansatz für eine notwendige übergreifende Betrachtung der politischen Ziele. 
Der Vertrag von Lissabon spielt formell zwar noch keine Rolle für das Arbeitsprogramm (da noch 
nicht ratifiziert), wird aber als Ansporn für ein Voranschreiten der EU gewürdigt. Wie im Vorjahr 
sieht die Kommission nur eine beschränkte Zahl neuer Initiativen vor, die in den nächsten 12 bis 
18 Monaten umgesetzt werden sollen. Es ist noch nicht geklärt, ob Ende 2008 für 2009 - dem 
Jahr der Europwahl und der Berufung einer neuen Kommission - ein eigenes Arbeitsprogramm 
vorgelegt werden wird.  
 
Das Arbeitsprogramm für 2008 umfasst insgesamt 12 strategische Initiativen (mit 26 Maßnahmen) 
und 48 vorrangige Initiativen (59 Maßnahmen). Die Kommission wird 2008 erstmals das 
Instrument der Folgenabschätzung – das der „Qualitätsdisziplin“ dienen soll – für alle im 
Arbeitsprogramm angekündigten Initiativen anwenden; die Überprüfung obliegt dem 2006 
eingesetzten „Rat für Folgenabschätzung“. Erstmals enthält das Arbeitsprogramm auch 
interinstitutionelle Kommunikationsprioritäten. Damit sollen die wichtigsten politischen 
Prioritäten dem Bürger besser vermittelt und dieser stärker in den Entscheidungsfindungsprozess 
einbezogen werden, nicht zuletzt mit dem Ziel, bei Europawahlen 2009 eine höhere 
Wahlbeteiligung zu erreichen.  
 
Für 2008 werden folgende prioritäre Bereiche definiert: 
 
� Wachstum und Beschäftigung: Wichtigste Grundlage bleibt die Lissabon-Strategie, deren 

„Verfeinerung“ angesichts der Globalisierung angestrebt wird. Die Überprüfung des Bin-
nenmarkts wird fortgesetzt, vor allem bei den Finanzdienstleistungen für Privatkunden so-
wie  für das bessere Funktionieren der Märkte zu Gunsten von kleinen und mittleren Unter-
nehmen (koordiniertere Marktaufsicht, Konformität von Produkten und Dienstleistungen). 
Die Steigerung der Beschäftigung erfordert eine Kombination von Flexibilität und Sicherheit 
(Flexicurity) sowie Anreize und Möglichkeiten für lebenslanges Lernen.  

 
� Nachhaltiges Europa: Die Kommission kündigt ein Weißbuch zum Klimawandel 

(Änderungsbedarf bei zahlreichen Politikbereichen der EU), ein Paket zum „Grünen 
Verkehr“ (einschließlich der Rolle der Satellitennavigation und -überwachung) und ein 
Energiepaket an (Überprüfung der Energiestrategie als Grundlage für einen neuen 
Aktionsplan ab 2010, Energiebesteuerung, Energiesolidarität). Auch die Überprüfung der 
Agrarpolitik und die Umsetzung der integrierten Meerespolitik (Vorschläge zum Seeverkehr 
und zur Schiffssicherheit) fasst die Kommission unter dieses Ziel.   

 
� Ein integriertes Konzept zur Migration: Mit einer gemeinsamen Migrationspolitik soll einer-

seits das Potenzial der Migration für die sozioökonomische Entwicklung in den Herkunfts- 
und Zielländern ausgeschöpft und andererseits illegaler Einwanderung und Menschenhan-
del entgegen gewirkt werden. Die Kommission kündigt eine Überprüfung der Arbeit von 
Frontex und ein Überwachungssystem gegen illegale Immigration an. Außerdem soll die 
gemeinsame Asylpolitik kohärenter und effizienter gestaltet werden.     

  
� Die Bürgerinnen und Bürger an die erste Stelle rücken: Die Kommission plant die 

Entwicklung einer modernen Sozialagenda für Europa mit dem Ziel zu zeigen, dass die EU 
nicht nur eine Wirtschaftsunion ist. Sozialer Ausgrenzung und Armut soll entgegengewirkt, 
Flexibilität und Sicherheit für Arbeitnehmer und Arbeitgeber sollen mit Anreizen und 
Möglichkeiten für lebenslanges Lernen kombiniert, die Vereinbarkeit von Beruf, Privat- und 
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Familienleben soll gefördert und Diskriminierung bekämpft werden. Vorschläge werden für 
den Gesundheitsbereich (Patientensicherheit und Gesundheitsdienstleistungen) sowie  
Kinderschutz im Internet und in den neuen Medien angekündigt.     

 
� Europa als Partner in der Welt: Die Kommission unterstreicht, dass interne und externe 

politische Ziele immer stärker miteinander verflochten sind, so dass eine moderne und in-
tegrierte Vision notwendig ist, um  die Interessen und Werte Europas erfolgreich aufzeigen, 
fördern und schützen zu können. Insbesondere bei den Themen Klimawandel, Migration, 
Terrorismus und  Energieversorgungssicherheit ist die internationale Dimension unverzicht-
bar für den Erfolg. Die Fortschrittsberichte über die Länder, mit denen Beitrittsverhandlun-
gen geführt werden (Türkei, Kroatien) bzw. die sich im Stabilisierungs- und Assoziierungs-
prozess befinden (Westbalkan), werden fortgesetzt, ggf. mit Empfehlungen für eine Anpas-
sung der Beitrittsstrategie. Besondere Aufmerksamkeit wird die Unterstützung des künftigen 
Status des Kosovo  erfordern. Die Kommission wird die praktischen Fortschritte der europä-
ischen Nachbarschaftspolitik analysieren und die Anreize für die Partnerländer zu politi-
schen, wirtschaftlichen und sozialen Reformen stärken. 

 
Das Programm zur „Besseren Rechtsetzung“ wird in Form von Vereinfachungen, 
Kodifizierungen  und Rücknahmen anhängiger Vorschläge fortgesetzt und verstärkt um den 
Aspekt der Verringerung der Verwaltungskosten. Dazu werden 45 Vereinfachungsvorschläge  
vorgelegt.  
 
Ein weiteres neues Kapitel befasst sich mit Themen, zu denen die Kommission in 2008 
Untersuchungen oder Konsultationen durchführen will und die in Zukunft zu Initiaitiven führen 
können. Damit wird die Möglichkeit – auch für die norddeutschen Länder – eröffnet, sich in einem 
noch früheren Zeitpunkt auf Entwicklungen einzustellen und diese ggf. mitzugestalten. 
Beispielhaft zu nennen sind hier die Vorbereitung der nächsten mehrjährigen Strategie im Bereich 
Justiz und Inneres, Überprüfungen im Wettbewerbsrecht (Fusionskontrolle und staatliche 
Beihilfen einschließlich Schiffbaubeihilfen), ein Grünbuch über das durch den Vertrag von 
Lissabon eingeführte Konzept der territorialen Kohäsion und die Vorbereitung der Aktivitäten für 
das Europäische Jahr der Kreativität und Innovation 2009. 
 
In einem gesonderten Kapitel werden die „Alltagsaufgaben“ der Kommission, wie z.B. die 
Verwaltung der finanziellen und operationellen Programme sowie die ordnungsgemäße 
Anwendung des gemeinschaftlichen Besitzstandes dargestellt, die einen Großteil der Ressourcen 
der Kommission binden. Dazu gehören insbesondere 452 Programme im Rahmen der 
Strukturfonds und 96 Programme zur Entwicklung des ländlichen Raums.  

2. Auswertung im Rahmen der Norddeutschen Zusammenarbeit 

 
Die Brüsseler Länderbüros von Bremen, Hamburg/Schleswig-Holstein (Hanse-Office), Mecklen-
burg-Vorpommern und Niedersachsen haben wie in den Vorjahren im Rahmen der Norddeut-
schen Zusammenarbeit das Arbeitsprogramm der Kommission für 2008 gemeinsam ausgewertet 
und die aus ihrer Sicht wichtigen Vorhaben aus den unterschiedlichen Politikbereichen in der 
nachfolgenden Synopse zusammengeführt.  
 
TEIL 1 der Auswertung umfasst Maßnahmen, die von der Kommission für das Jahr 2008 neu an-
gekündigt worden sind.  
 
In TEIL 2 der Tabelle werden die Vorhaben ausgewertet, die von der Kommission vor Mitte De-
zember 2007 beschlossen worden sind und die sich gegenwärtig noch im Rechtsetzungs- oder 
Konsultationsverfahren befinden.  
 
Zur Kenntlichmachung der Unterscheidung in Maßnahmen legislativer und nichtlegislativer Art 
werden folgende Abkürzungen verwendet: 
1. L = Legislativmaßnahme: VO = Verordnung oder RL = Richtlinie 
2. M = alle übrigen Maßnahmen: z. B. Mitteilung, Grün- oder Weißbuch  
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Die in der letzten Spalte ausgewiesenen Kurzbezeichnungen (z. B. HO = Hanse-Office) legen dar, 
welches der Länderbüros für welches Vorhaben der Kommission im Rahmen der norddeutschen 
Zusammenarbeit die Koordinierung übernommen hat. Dessen ungeachtet bleiben ausschließlich 
die zuständigen Fachreferentinnen und Fachreferenten in den einzelnen Länderbüros unmittelba-
re Ansprechpartner für ihre Heimatverwaltungen. 
 
Das Arbeitsprogramm der Europäischen Kommission 2008 sowie die Ablaufpläne sind auf der 
Internet-Seite der Kommission abrufbar: http://ec.europa.eu/atwork/programmes/index_de.htm 
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